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 Vorwort  
 

1.1 Vorwort von Bildungssprecher Dr. Harald Walser 
 

Vor nunmehr 18 Jahren wurde die Organisation ZARA gegründet, die Zivilcourage und eine 

rassismusfreie Gesellschaft in Österreich mit gezielter Anti-Rassismus-Arbeit fördern will. 

ZARA gibt auch jährlich einen inzwischen vielbeachteten Rassismus-Bericht heraus, in dem 

Diskriminierungen und gewalttätige Übergriffe systematisch erfasst und publiziert werden. 

ZARA bietet somit auch eine Art von gesellschaftlichem Fieberthermometer, der nicht nur 

sensibilisierend wirkt, sondern auch Maßnahmen einfordert. 

Was ZARA allgemein gesellschaftlich leistet, will nun die Initiative für ein diskriminierungsfreies 

Bildungswesen, deren erster Bericht hier vorliegt, speziell im Schulbereich anbieten. Schulen 

sind ein Raum, in dem Kinder und Jugendliche auf direkte, aber auch auf subtile Art 

Anfeindungen ausgesetzt sind – oft, ohne dass sich die Betroffenen dagegen wehren 

können. Gleichzeitig wissen wir, dass Kinder noch viel offener und vorurteilsfreier als 

Erwachsene sind und auch aufnahmebereiter, um mit einem Vorgehen gegen Rassismus 

und Diskriminierung erfolgreich sein zu können. Daher begrüße ich die Anliegen der 

Initiative für ein diskriminierungsfreies Bildungswesen, die den Fokus auf den Bildungsbereich 

legt. Der breite Ansatz, Diskriminierung auf jeder Ebene zu benennen, sollte dafür 

garantieren, dass die Initiative nicht einseitig gesehen und zugeordnet wird.  

Jede ernsthafte Maßnahme muss sensibilisieren, Missstände aufdecken und benennen, 

Hilfestellungen leisten und ein Miteinander statt eines Gegeneinanders zum Ziel haben. 

Deutschland hat mit Schule ohne Rassismus. Schule mit Courage ein nachahmenswertes 

Netzwerk geschaffen, das – staatlich und zivilgesellschaftlich breit unterstützt – Schulen 

eine Art von Qualitätssiegel verleiht, wenn diese bestimmten Richtlinien erfüllen. Das 

Bemerkenswerte dabei: Das Netzwerk aktiviert auf niederschwellige Weise alle 

Schulpartner: die Schüler*innen, die Lehrenden, die Direktionen, die Eltern und das Umfeld 

der Schulen. Die Etablierung eines ähnlichen Netzwerks wäre auch ein Ziel für Österreich.  
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Die Politik müsste hierfür die notwendigen Rahmenbedingungen schaffen. 

Zivilgesellschaftliche Initiativen können als Motor auf dem Weg zu institutionalisierten 

Maßnahmen dienen. Sie bleiben aber immer auch kritischer und ergänzender 

Wegbegleiter. 

Daher wünsche ich der Initiative für ein diskriminierungsfreies Bildungswesen ein breites 

Publikum und noch mehr Resonanz. Denn das benötigen wir – heute mehr denn je – auf 

allen Ebenen. 

 

Dr. Harald Walser 

Abgeordneter zum Nationalrat, Bildungssprecher der Grünen 
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1.2 Vorwort von Kinder- und Jugendsprecherin Katharina Kucharowits 
 

Erstmals wird in Österreich ein Bericht zu Diskriminierungen speziell im Bildungsbereich 

herausgegeben – eine wichtige Initiative für die Bekämpfung und zugleich für die öffentliche 

Thematisierung von Diskriminierung. Als Kinder- und Jugendsprecherin ist mir dieser 

Bericht aber auch ein Auftrag – im Lebensraum von Kindern und Jugendlichen, zu dem die 

Bildungseinrichtung, von der Schule bis zur Lehrstelle und vom Kindergarten bis zur Uni, 

unzweifelhaft gehört – den besonderen Schutz zu schaffen und ein Umfeld zu ermöglichen, 

in dem sich alle frei und gleich gut entfalten können. Diesen Auftrag nehme ich mir mit!  

Abseits davon haben wir aber auch klare Fragen in Bezug auf die Kinderrechte im 

Bildungssystem zu stellen: Ist dieses diskriminierungsfrei? Gewährleistet es allen Kindern 

und Jugendlichen in gleichwertiger Form Zugang zu Bildungsangeboten? Ist es in Österreich 

Realität, dass es nicht mehr von der Bildung bzw. dem finanziellen Background der Eltern 

abhängt, welchen Bildungsweg ihre Kinder einschlagen können? All diese Fragen müssen 

wir zumindest teilweise mit „Nein“ beantworten. In der UN-Kinderrechtskonvention wird 

Bildung als ein Kinderrecht aufgeführt, in dem von Österreich verabschiedeten 

Bundesverfassungsgesetz, das die Kinderrechte in Österreich verfassungsmäßig verankert, 

ist dieser Artikel nicht übernommen worden. Das liegt nicht daran, dass Österreich seinen 

Jugendlichen und Kindern keine Bildungs- und Ausbildungschancen einräumen möchte, 

sondern vielmehr daran, dass sichergestellt scheint, dass alle Kinder und Jugendlichen ihre 

Möglichkeiten bekommen. In vielen Fällen ist das nicht unrichtig, in manchen aber leider 

schon und das müssen die Fälle sein, in denen wir aktiv daran arbeiten, dass es sie zukünftig 

nicht mehr gibt.  

Es ist einiges gelungen, wie zum Beispiel die Ausbildungspflicht bis 18, mit der wir erstmals 

sicherstellen, dass es einen Rechtsanspruch auf Bildung und Ausbildung gibt. Leider gibt es 

aber auch hier eine Kluft. Denn Jugendliche, die erst vor kurzem in Österreich ein neues 

Zuhause gefunden haben, profitieren von der Ausbildung bis 18 nicht. Hier muss 

nachgeschärft werden. Besonders hervorzuheben, ist der erste Schritt in Richtung 

ganztägiger Schulangebote, mit dem sich Schule tatsächlich zu einem Lebensraum 

entwickelt, der Chancen schafft. Ganztägige Schulformen, vor allem in verschränkter Form, 

bieten Kindern Möglichkeit, Musik kennen zu lernen, täglich Sport zu haben, mit 
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FreundInnen zu essen und vieles mehr. Der verstärkte Ausbau muss unser Ziel sein, 750 

Millionen Euro wurden durch die Politik bereit gestellt, die nun dringend abgeholt werden 

müssen, denn erst dadurch bekommen alle Kinder die gleichen Chancen.  

Wir wollen ein Bildungssystem, in dessen Zentrum die Kinder und Jugendlichen stehen, das 

sie mitgestalten können, in dem sie sagen können, wie sie dazu stehen, was sie anders 

machen würden und weshalb – es geht um Bildung aus Kindersicht! Und es geht darum, dass 

wir endlich eine gemeinsame, ganztägige Schule wollen, die inklusiv funktioniert, alle 

Kinder mitnimmt und ihren Bildungsweg gemeinsam einschlagen lässt – im Sinne einer 

Gesellschaft, die gemeinsam funktioniert. Deshalb danke ich der „Initiative für ein 

diskriminierungsfreies Bildungswesen“ für diese wichtige Initiative! Wir bleiben gemeinsam 

dran, für die Kinder, für eine offene und diskriminierungsfreie Gesellschaft! 

 

Katharina Kucharowits 

Abgeordnete zum Nationalrat, SPÖ Kinder- und Jugendsprecherin  
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1.3 Vorwort von IDB-Obfrau Dr. Sonia Zaafrani 
 

Am 15. Dezember 1960 beschloss die Generalkonferenz der Vereinten Nationen für 

Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) ein Übereinkommen, das Diskriminierungen 

auf dem Gebiet des Unterrichtswesens verbietet. Ein halbes Jahrhundert später, 2011 wurde 

dieses Übereinkommen auch in Österreich in Form eines Staatsvertrages ratifiziert.1 

Dennoch klafft zwischen theoretischer Rechtsgrundlage und praktischer Wirklichkeit ein 

Spalt, der anstatt kleiner, sogar immer größer zu werden scheint. Diskriminierungen im 

Bildungswesen, allem voran in der Schule, haben nicht nur Auswirkungen auf den 

Schulerfolg der Betroffenen, sondern in weiterer Folge auch auf ihre berufliche Laufbahn, 

ihre körperliche und seelische Gesundheit, und – falls es sich um Personen mit 

Einwanderungsgeschichte handelt – auch auf ihre Integration. Letztendlich hat sie auch 

Auswirkungen auf die gesamte Gesellschaft. In der 2016 veröffentlichten Studie Jugendliche 

in der offenen Jugendarbeit – Identitäten, Lebenslagen und abwertende Einstellungen wurden u.a. 

auch die Orte der Diskriminierungserfahrungen erhoben, die Schule lag dabei an erster 

Stelle.2 

Die von Diskriminierung betroffenen Schüler*innen haben gemeinsam, dass es sehr schwer 

bis unmöglich ist, in dem streng hierarchisch aufgebauten System Schule, ihr Recht auf 

Bildung in einem diskriminierungsfreien Umfeld einzufordern und auch zu bekommen. Das 

Machtgefälle zwischen Lehrer*in und Schüler*in ist zu groß und die Machtstrukturen auf 

Seiten der Lehrer*innenschaft sehr dominant, sodass einzelne Schüler*innen, falls 

überhaupt der Mut aufgebracht wurde,Diskriminierungserfahrungen schulintern zu 

melden, am Ende dennoch alleine, hilflos und rechtlos dastehen.3 

Diesen Umstand wollte eine Gruppe engagierter Einzelpersonen nicht länger hinnehmen 

und so  gründeten sie den Verein IDB – Initiative für ein diskriminierungsfreies Bildungswesen. 

Die ehrenamtlichen Mitglieder dieser gemeinnützigen Organisation kommen aus den 

                                            
1 Republik Österreich: Übereinkommen gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen (Vertragstext). Online 

unter: http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/I/I_01061/imfname_204582.pdf [Stand: 25.05.2017]. 
2 Scheitz/Schnell/Nik Nafs/Güngör/Riffer: Jugendliche in der offenen Jugendarbeit. Online unter: 

http://www.wien.gv.at/freizeit/bildungjugend/pdf/studie-1.pdf [Stand: 25.05.2017]. 
3  In allen von uns dokumentierten Fällen wurde diese Problematik von den Betroffenen so beschrieben 
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unterschiedlichsten Bereichen und gehören verschiedenen Professionen an: Lehrer*innen, 

Jugendcoaches, Jurist*innen, Ärzt*innen, Psycholog*innen, um nur einige zu nennen. 

Wir alle haben uns darauf geeinigt, dass ausschließlich Personen, die nicht im 

Bildungsbereich tätig sind, in der Öffentlichkeit auftreten, da uns die Brisanz dieses Themas 

natürlich bewusst ist. Selbstverständlich verstehen wir alle Lehrer*innen sowie 

Direktor*innen und alle anderen Akteur*innen im Bildungswesen als unsere Partner*innen, 

mit denen wir zusammenarbeiten, um gemeinsam den „Traum“ einer 

diskriminierungsfreien Schule zu verwirklichen und zu mehr Bildungsgerechtigkeit 

beizutragen. 

Deshalb veröffentlichen wir unseren allerersten Report zu Diskriminierung im 

österreichischen Bildungswesen. Er umfasst 47 dokumentierte Fälle aus dem Jahr 2016, ohne 

dass wir für unsere Initiative noch großartig geworben hätten. Diese 47 Fälle sind wohl nur 

die berühmte Spitze des Eisberges, aber dennoch ist jeder einzelne Fall einer zu viel und der 

Grund, warum wir uns entschlossen haben, uns dieser Problematik systematisch 

zuzuwenden Ein herzliches Dankeschön an dieser Stelle nochmals an den Bildungssprecher 

der Grünen,  Dr. Harald Walser, der unsere Initiative von Anfang an unterstützt hat.  

 

Dr. Sonia Zaafrani 

Obfrau von IDB – Initiative für ein diskriminierungsfreies Bildungswesen 

Dr. Sonia Zaafrani arbeitet als Ärztin an der klinischen Abteilung für Gynäkologische Onkologie der 
Medizinischen Universität Wien. Sie engagierte sich jahrelang ehrenamtlich im Bereich des interreligiösen Dialogs 
und der Integration von Geflüchteten* in Österreich.   
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1.4 Vorwort von IDB- Bildungswissenschaftlerin Zeynep Önsür 

 

Warum braucht es diese Initiative? 

Themen wie Benachteiligung, Chancengleichheit und Diskriminierung von Personen 

aufgrund des Geschlechts, Hautfarbe, Sprache, Religion, Behinderung(en) und 

sozioökonomischer Status sind keineswegs neu. Seit der Veröffentlichung von 

internationalen, sowie nationalen PISA (Pisa- Programme for International Student 

Assessment) und IGLU (Internationale Grundschul-Lese-Untersuchung) steht das selektive 

Bildungssystem und die Exklusion von Schüler*innen mit diversen Zuschreibungen im Fokus 

der medialen, sowie wissenschaftlichen Auseinandersetzung. Jedoch fühlen sich von 

Diskriminierung und Rassismus betroffene Kinder und Jugendliche, sowie deren Eltern 

allein gelassen. Zugleich stellt ein Abfall von Leistung und Motivation in der Schule ein 

Druckmittel gegenüber den Eltern dar. Sowohl Eltern, als auch die betroffenen 

Schüler*innen werden für den Misserfolg und die Demotivation verantwortlich gemacht 

und auf medialer Ebene als integrationsunwillig, aggressiv und motivationslos dargestellt.4 

Weiteres meint die Potsdamer Bildungsforscherin Prof. Annedore Prengel, dass 

wissenschaftliche Fragestellungen zur Beziehungen zwischen Pädagog*innen und 

Schüler*innen eher marginal behandelt werden.5 Auf Forschungsdesiderate hinweisend 

meint sie, dass in der pädagogischen Praxis eine Erweiterung des Blickwinkels und 

intensivere Auseinandersetzung mit Beziehungsforschung notwendig sei. Denn Schule als 

Ort der Begegnung und Kennenlernens soll laut PRENGEL die Grundbedürfnisse der 

Schüler*innen nach dem Erleben von Kompetenz, Autonomie, Anerkennung und 

Gerechtigkeit und sozialer Inklusion erfüllen.6 Sonst können "verletzende Beziehungen, die 

sich aus der Folge destruktiver einzelner Interaktionen formieren, […] die Schüler*innen 

unglücklich machen, Lernen und Leistung behindern und ihren Bildungswegen bis ins 

Erwachsenenalter hinein schaden".  

                                            
4  vgl. FEREIDOONI, 2011, S. 68 
5  vgl. PRENGEL, 1993, S. 14 
6  vgl. PRENGEL 2013, S. 31 
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Mangelhafte Beziehungsqualität hat nicht nur für den Subjektivierungsprozess der 

Schüler*innen negative Folgen, sondern beeinflusst immer alle anderen Dimensionen der 

pädagogischen Arbeit. BOHNSACK verwendet in diesem Zusammenhang den Begriff 

"Passing" und beschreibt ihn, wie folgt: 

"Schülerinnen und Schüler wollen Beziehung zu den Lehrpersonen, d.h. sie wollen 
keine reinen Wissensvermittler, sondern Menschen, die sich kümmern".7 

Demütigungen und Ohnmachtserfahrungen, sowie Diskriminierungserfahrungen führen 

häufig zu diversen "Ausprägungen von Schulabsentismus" und können Bildungsverläufe 

und Motivation von Schüler*innen vehement beeinflussen.8 

Es lässt sich daher festhalten, dass neben Familie und Peers zunächst der Lehrer*in-

Schüler*in-Beziehung Bedeutung für die Selbstentfaltung und Persönlichkeitsstärkung 

zukommt, gefolgt von sozialen Beziehungen.  

Dies hat daher zur Folge, dass eine vertiefte Auseinandersetzung mit sozialer Ungleichheit 

im Bildungswesen maßgeblich ist. Das Wissen über diverse Exklusionsmechanismen und -

strukturen beeinflusst den Umgang zu den Schüler*innen. Dazu ist es auch notwendig, sich 

mit Macht-und Herrschaftsverhältnissen zu befassen. Hierbei geht es  nicht zwingend um 

den Zugang zu Ressourcen und sozialen Positionen, sondern vielmehr um „Machtverhältnisse 

wie Sexismus/Patriarchat/Geschlechterverhältnisse, Heteronormativität, Rassismus oder 

Klassenverhältnisse/Klassenherrschaft/Klassismus, welche in der Gesellschaft strukturell verankert 

sind“.9 Eine Perspektiverweiterung und Aufklärung von Pädagog*innen, Schulleitungen und 

Eltern über diverse -Ismen ist in diesem Zusammenhang notwendig und unabdingbar, um 

gemeinsame Bewältigungsstrategien zu finden und eine diskriminierungsfreie Schule für 

alle Kinder und Jugendliche zu ermöglichen.  

Die Mitglieder der Initiative für ein diskriminierungsfreies Bildungswesen sehen sich als 

Zeug*innen von Rassismus und Diskriminierung im Bildungswesen und aufgrund selbst 

gemachter Erfahrungen verpflichtet diesen Verein zu gründen, um eine Schnittstelle 

zwischen Familie und Schule, sowie Anlaufstelle für Betroffene zu sein. Allein im Zuge der 

                                            
7  BOHNSACK, 2013, S.9 
8  vgl. BOHNSACK, 2013, S.17 
9  WALGENBACH, 2014, S. 66 
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Entstehung der Initiative wurden bereits über 47 Fälle gemeldet, welche wiederum die 

Notwendigkeit dieser begründen.  

Alle Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf Bildung und ein diskriminierungsfreies 

Miteinander in Schulen, Ausbildungs- und Freizeitinstitutionen. Anerkennung und 

Wertschätzung sind hierbei die Schlüsselbegriffe für einen respektvollen Umgang. Schule 

sollte nicht spalten, sondern alle Beteiligten im Bildungswesen zusammenfügen und 

inklusiv wirken. Ziel und Wunsch der Mitarbeiter*innen der Initiative ist es, Kinder und 

Jugendliche in ihrem Selbstbewusstsein zu stärken und gemeinsam mit Erwachsenen an 

einer unterstützenden Haltung zu arbeiten, sodass möglichen Ausschlussmechanismen 

vorgebeugt werden kann.  

 

Zeynep Önsür, BA 

IDB-Bildungswissenschaftlerin 

Zeynep Önsür hat Bildungswissenschaften studiert und arbeitet zurzeit als Sozialpädagogin im Verein Selbstlaut 
– gegen sexualisierte Gewalt an Kindern und Jugendliche. 
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 10 - Punkte-Plan zur Etablierung eines 
diskriminierungsfreien Bildungswesens  

 

Der nachfolgende Plan wurde von den Mitgliedern der Initiative für ein diskriminierungsfreies 

Bildungswesen selbstständig entworfen. Er hat keinen Anspruch auf Vollständigkeit und 

dient dazu, die aus unserer Sicht wichtigsten Eckpunkte hervorzuheben. 

 

1. Datenerhebung: Durchführung von Studien zum Thema 

Diskriminierungserfahrungen von Schüler*innen an öffentlichen Schulen in 

Österreich. Ebenso Evaluierung, wie viele Lehrer*innen und wie viele 

Direktor*innen einen Migrationshintergrund haben und/ oder Mitglieder* 

religiöser Gemeinschaften sowie Personen ohne Bekenntnis sind. 

2. Schaffung von unabhängigen Melde- bzw. Beschwerdestellen für von 

Diskriminierung betroffene Schüler*innen. Zurzeit werden schulintern so wenige 

Vorfälle gemeldet, weil Schüler*innen um ihren Schulerfolg fürchten. 

3. Einführung von Anti-Diskriminierungs-Beauftragten* an jeder Schule. Diese sollten 

die ersten Ansprechpersonen sein. 

4. Einbindung von Themenblöcken zu interkultureller Kompetenz in Workshops ab 

der Volksschule. 

5. Diversifizierung des Lehrpersonals: gezielte Aufnahme von Lehrer*innen mit 

Migrationshintergrund und/ oder Mitglieder* religiöser Minderheiten in 

Österreich sowie Personen ohne Bekenntnis. Eventuell Einführung einer eigenen 

Quote, ähnlich der Frauenquote. 

6. Diversifizierung der Direktor*innen: gezielte Ernennung von Lehrer*innen mit 

Migrationshintergrund und/ oder Mitglieder*  religiöser Minderheiten in 

Österreich sowie Personen ohne Bekenntnis zu Direktor*innen. 
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7. Einführung von standardisierten Schüler*innenbefragungen zur Evaluierung des 

Lehrer*innenverhaltens als Qualitätssicherungsmaßnahme nach dem Vorbild 

der Universitäten. Im Sinne der Transparenz sollten die Ergebnisse der 

Evaluierungen dem jeweiligen Landesschulrat übermittelt und auf Nachfrage 

auch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Die Schule mit den besten 

Ergebnissen sollte spezielle Ehrungen und Förderpreise erhalten und als 

Erfolgsmodell Vorbildcharakter für alle anderen Schulen haben. 

8. Verpflichtende Fortbildungen zum Thema DaF/DaZ (Deusch als Fremd- und 

Zweitsprache), interkulturelle Kompetenz und Diskriminierungssensibilität für 

Kindergartenpädagog*innen und Lehrpersonal. 

9. Bei Fragen und Unklarheiten zum Islam oder bei Verdacht auf Radikalisierung 

von muslimischen Schüler*innen verpflichtende Einbindung muslimischer 

Theolog*innen. Im Idealfall sind die schulinternen islamischen 

Religionslehrer*innen beratend heranzuziehen. 

10.  Aufnahme der Artikels 28, 29 und 30 der UN-Kinderrechtskonvention in das 

Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern. 
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 Statistik 

3.1 Diskriminierungserfahrungen von Schüler*innen und 
Student*innen in österreichischen Bildungseinrichtungen – 2016 
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3.3 Geschlechterstatistik 
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3.4 Anteil der sichtlich erkennbaren muslimischen Schülerinnen mit 
Diskriminierungserfahrungen 

 

Von den 21 muslimischen Schüler*innen und Student*innen, die aufgrund ihrer 

Religionszugehörigkeit diskriminiert wurden, trugen 13 ein Kopftuch und waren somit in 

62% eindeutig als Musliminnen erkennbar. In 8 Fällen dürften die Schüler*innen und 

Student*innen kein Kopftuch getragen haben bzw. ist uns nicht bekannt, da es aus ihren 

Berichten nicht hervorgeht. 

3.5 Anteil der Schüler*innen die Unterstützung suchten  
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 Diskriminierung aufgrund von Atheismus / 
Bekenntnislosigkeit 

Vor allem in der Vorschulzeit bzw. im Kindergarten kommt es zu Diskriminierung von 

bekenntnislosen Kindern, aber nicht in den konfessionellen Einrichtungen – wie man auf 

den ersten Blick vermuten würde – sondern in öffentlichen Kindergärten und Kinderkrippen.  

Das liegt wohl an den historisch gewachsenen, veralteten Inhalten, die sich ausschließlich 

an Gruppen von Kindern christlichen Glaubens richten. So wird im Jahreskreis der meisten 

öffentlichen Kindergärten ausschließlich auf christliche Feste bzw. Feierlichkeiten oder 

Themen eingegangen; unabhängig davon, welches Bekenntnis die jeweiligen Kinder der 

Betreuungseinrichtung haben. 

 

4.1 Fallbeispiel 

 

In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle sind Eltern die alleinigen Erziehungsberechtigten 

und haben somit das Recht, dass ihre Kinder gemäß ihrer eigenen religiösen und 

weltanschaulichen Überzeugung betreut und unterrichtet werden:  

„Das Recht auf Bildung darf niemandem verwehrt werden. Der Staat hat bei Ausübung der von ihm 

auf dem Gebiete der Erziehung und des Unterrichts übernommenen Aufgaben das Recht der Eltern 

zu achten, die Erziehung und den Unterricht entsprechend ihren eigenen religiösen und 

weltanschaulichen Überzeugungen sicherzustellen.“10  

In Zeiten der Globalisierung und der veränderten Gesellschaftsstrukturen empfehlen wir 

daher, dass in öffentlichen/staatlichen Einrichtungen, die von allen Steuerzahler*innen 

                                            
10  Europäische Menschenrechtskonvention 1950 

„Meine Tochter ist ohne Bekenntnis. Wir sind in einem öffentlichen Gemeindekindergarten (kein 
konfessioneller). Sie kam vor einem Monat nach Hause und erzählte was davon, dass Gott alles wachsen 
lässt. Und Gott für die Trauben und das Getreide verantwortlich ist.  

Es stellte sich heraus, dass das im Rahmen des Erntedankfestes erzählt wurde. 
Ich weiß nicht, wie viele nicht-katholische Kinder im Kindergarten sind. Es sind aber nicht viele. 

Die einzige Möglichkeit, die der Kindergarten hätte, ist, meine Tochter in der Zeit in den Nebenraum zu 
setzen (alleine), weil fast alle Feste im Jahreskreis eben katholischen Bezug haben. (ich hab mich 
dagegen entschieden, sie zu isolieren; das möchte ich nicht...)“. 
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mitgetragen werden, keiner Religion eine Sonderstellung eingeräumt wird. Um eine 

menschenrechtskonforme Betreuung, die auf die Bedürfnisse der Kinder angepasst ist, 

anzubieten, muss die Vielfältigkeit und das Bekenntnis (bzw. die Bekenntnislosigkeit) 

miteinbezogen werden.  

 

 Diskriminierung aufgrund von Islamophobie / 
antimuslimischem Rassismus 

 
Diskriminierung aufgrund von Islamophobie hat viele Erscheinungsformen. Im Report 201511 

veröffentlichte TIGRA einen Fall, in dem ein muslimisches Kind in einer Kinderkrippe 

katholisch zwangsmissioniert wurde. Den Eltern fiel dies auf, als das Kind zu Hause begann 

sich vor dem Essen zu bekreuzigen. Zusätzlich wurde das Kind auch gegen den 

ausdrücklichen Willen der Eltern gezwungen, Schweinefleisch zu essen. Dies begründete die 

Pädagogin mit „wir leben in einem katholischen Bundesland“.12  

Obwohl dieser Fall dokumentiert und veröffentlicht wurde, haben wir bei unserer Recherche 

keine Stellungnahme der Tiroler Antidiskriminierungsstelle oder seitens zuständiger 

Politiker*innen finden können.  

Es besteht hier also der dringende Verdacht, dass diese schwerwiegende Verletzung der 

Menschen- und Kinderrechte (siehe Artikel 29 und 30) keine Konsequenzen für die 

Verantwortlichen hatte und eine Wiederholung auch nicht ausgeschlossen werden kann.  

Die Medienberichterstattung rund um den IS, die Radikalisierung von Schüler*innen sowie 

die Gegenmaßnahmen ließen auch den Schulalltag nicht unbeeinflusst. Notwendige 

Schulungen und Fortbildungen für Lehrer*innen im Hinblick auf Extremismusprävention 

und dem Erkennen gefährdeter Schüler*innen schlugen scheinbar immer wieder ins 

Gegenteil um, als gottesdienstliche Handlungen, wie z.B. das Beten von muslimischen 

                                            
11  Tiroler Gesellschaft für rassismuskritische Arbeit (TIGRA): Tiroler Rassismus-Bericht 2015. Online 

unter:http://www.tigra.cc/trb/TIGRA_Tiroler_Rassismus-Bericht_2015.pdf [Stand: 25.05.2017]. 
12  Tiroler Rassismus-Report 2015, S. 30 
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Schüler*innen, Fasten im Ramadan oder das Tragen einer Haarbedeckung, kriminalisiert 

wurden.  

Ein besonders trauriger Fall, der uns 2016 gemeldet wurde und ein Jahr später noch immer 

nicht zur Gänze geklärt werden konnte, ist der Fall einer 16-jährigen Wiener 

Oberstufengymnasiastin, die sich für das Tragen eines Kopftuches entschied. Der eigene 

Klassenvorstand brachte das Kopftuch sofort mit der Terrororganisation IS in Verbindung 

und wertete es als ein Anzeichen für Radikalisierung. Die Islamische Glaubensgemeinschaft 

in Österreich (IGGÖ) hat in einem eigenen Rechtsgutachten das Tragen des Kopftuchs als 

gelebte Glaubenspraxis klargestellt.13 

Der Klassenvorstand holte die Schülerin nicht nur viermal aus dem Regelunterricht, um sie 

u.a. über den IS zu befragen, er verständigte letztendlich auch das Bundesamt für 

Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung (BVT), um die 16-jährige Schülerin zu 

verhören. Diese Vorgehensweise entspricht selbstverständlich nicht der Meldungskaskade, 

die der Stadtschulrat für Wien festlegte, und führte zu einem massiven Vertrauensbruch und 

einer nachhaltigen Zerstörung der Lehrer*In-Schüler*In-Beziehung. Das BVT konnte keine 

Gefährdung der Schülerin feststellen und teilte der Schule auch mit, dass diese 

Vorgehensweise völlig überzogen und unangebracht war. Da Vorurteile aber nicht auf 

Fakten beruhen, können sie auch nicht durch Fakten beseitigt werden, sodass die Lehrperson 

ihre negative Einstellung gegenüber der Schülerin beibehielt und die Mutter der Betroffenen 

ein Jahr später sich zwecks Beratung erneut an uns wandte. Symptomatisch ist auch, dass 

der Klassenvorstand, der nicht nur die schulinterne Meldungskaskade ignoriert hat, sondern 

auch die eigene Schülerin unter Terrorverdacht gestellt und damit massiv traumatisiert hat, 

mit keinerlei Konsequenzen rechnen musste bzw. muss.  

Im Anschluss folgt der Bericht der Mutter der betroffenen Schülerin. 

 

                                            
13  Islamische Glaubensgemeinschaft in Österreich: Stellung der Verhüllung im Islam. Online unter: 

http://www.derislam.at/?c=content&p=beitragdet&v=beitraege&cssid=Stellungnahmen&navid=1180&par=5
0&bid=53 [Stand 26.05.2017]. 
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5.1 Fallbeispiel 2 

 „Sehr geehrte Damen und Herren, 

Unsere mittlerweile 16-jährige Tochter, die ein Oberstufengymnasium besucht, hatte für sich entschieden das 
Kopftuch zu tragen. Am 08.02.2016, nach den Semesterferien ging sie das erste Mal auch so d.h. mit dem 
Kopftuch in die Schule. 

Am Morgen bevor sie in die Schule ging, wünschte ich ihr viel Kraft und bat sie nicht zu weinen falls unpassende 
Kommentare von Mitschülern oder dem Lehrkörper kommen sollten. 

Gegen Mittag kam meine Tochter verweint und verstört nach Hause. Die Reaktionen waren negativ gewesen, 
sie wäre radikal mit dem Rock und dem Kopftuch. Ihr Klassenvorstand Fr. xxxxxxxxxxx sagte, als sie sie mit dem 
Kopftuch sah: „Das ist doch nicht wirklich dein Ernst, oder?“ 

Am nächsten Tag, am Dienstag den 09.02.2016, beschlossen wir, dass unsere Tochter zu Hause bleiben soll, da 
sie ziemlich angeschlagen war und sich etwas erholen sollte.  

In der Schule sprach der Klassenvorstand mehrere Klassenkameradinnen unserer Tochter an, um sich über „die 
starke Veränderung“ zu unterhalten, denn sie war der Meinung dass unsere Tochter von uns Eltern 
zwangsverschleiert wurde. 

Als die Klassenkameradinnen versicherten, dass dies nicht der Fall ist, da sie die Eltern gut kennen, äußerte sie 
ihren Verdacht, dass unsere Tochter in radikale Kreise „gerutscht“ sei und für ein Ticket nach Syrien sparen 
würde.  

Wir nahmen schriftlich Kontakt mit Fr. xxxxxxxxxxx auf und baten sie um ein Gespräch in ihrer Sprechstunde. 
Diese fand auch am Donnerstag den 11.02.2016 statt. 

Fr. xxxxxxxxxxx war sehr nervös und aufgebracht, ich versuchte, sie zu beruhigen, und vor allem die Situation 
zu klären. Sie meinte u.a. sie wäre selbst dann auch draufgekommen, da sie mich von den Elternsprechtagen 
kennt und, dass ich kein Kopftuch trage; sprich: vom Kopftuchzwang keine Rede sein kann! 

Als ich sie darauf angesprochen habe was die Äußerung mit dem Sparen für ein Ticket nach Syrien sollte, meinte 
sie, sie hätte das nicht so gemeint und die Klassenkameradinnen hätten das falsch aufgefasst.  

Da ich durch unser Gespräch bemerkte, dass sie mit der Situation ganz überfordert war, zusätzlich ein extrem 
negatives Bild über den Islam hatte - von interkulturellen Kompetenzen will ich gar nicht sprechen, bat ich sie 
Personen, sprich Fachleute, zu kontaktieren und einzuschalten, die in diesen Bereichen Erfahrungen haben. Ich 
übergab ihr Broschüren verschiedener Beratungsstellen. Sie meinte, sie würde sich das anschauen. Ich bat sie 
mich jeder Zeit anzurufen falls Fragen ihrerseits auftauchen sollten. 

In den nächsten Wochen holte sie unsere Tochter (vier Mal je eine Unterrichtseinheit) in regelmäßigen 
Abständen aus dem Unterricht um sich mit ihr zu unterhalten. Fast alle Gespräche verliefen ähnlich. Fr. 
xxxxxxxxxxx sprach von BokoHaram, IS und Fahrverbot für Frauen in Saudi Arabien, im Prinzip war es ein 
Vorwerfen der Taten dieser radikalen Gruppen bzw. Gesetze Saudi Arabiens unserer Tochter gegenüber. Meine 
Tochter kam an einem Tag nach Hause und fragte mich wer oder was die BokoHaram ist.  

Sie klärte meine Tochter auch über die Rechte der Frau in Österreich auf. Genau genommen sprach sie über das 
Recht einer Frau sich bilden zu dürfen und, dass sie Angst hätte unsere Tochter würde jetzt die Schule abbrechen, 
nachdem sie sich das Kopftuch aufgesetzt hat. 
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Mittlerweile waren auch die Mitschüler unserer Tochter aufgebracht und sagten zur Fr.. xxxxxxxxxxx, sie 
würde mit dem Hinausholen meiner Tochter übertreiben. Meine Tochter hatte dann beim fünften Mal 
überhaupt keine Lust auf ein Gespräch mit ihrer Lehrerin und weigerte sich auch die Klasse zu verlassen. 

In diesen Wochen erzählte uns unsere Tochter, dass sich das Klima in ihrer Klasse verbessert hatte, die wenigen 
Mitschüler, die sich am Anfang etwas distanzierten, pflegten wieder einen normalen Umgang mit ihr. Wenige 
Tage später kam unsere Tochter nach Hause und erzählte uns von der geplanten Klassenfahrt/Sprachreise im 
kommenden Herbst. Sie freute sich sehr und fragte uns, ob es finanziell möglich wäre da mitzufahren. Wir 
freuten uns natürlich auch dass, nach den unguten Vorfällen der letzten Woche, es ihr offensichtlich besser ging 
und entschieden uns, sie für die Sprachreise anzumelden. 

Am 20.04.2016 fand der Elternsprechtag in der Schule statt. Da ich zu der Uhrzeit verhindert war, übernahm 
mein Mann diese Aufgabe. Natürlich ging er auch zum Klassenvorstand -  
Fr. xxxxxxxxxxx. Sie meinte, es sei alles ok mit unserer Tochter, sie wäre nur etwas verschlossen ihr gegenüber. 
Mein Mann meinte, dass dies verständlich sei nach den ganzen Geschehnissen der letzten Zeit. Sie bedankte sich 
bei meinem Mann für die gute Kooperation und bat ihn auch mir Grüße auszurichten. 

Am 01.05.2016 bekam mein Mann einen Anruf vom Verfassungsschutz, es ging um unsere Tochter, die Schule 
hätte sie gemeldet und man müsse dem jetzt nachgehen. Es folgten zwei Gespräche. 

Wie es uns als Familie in der vergangenen Zeit psychisch ging, brauche ich hier nicht zu erwähnen.  

Was die Zukunft bringen wird, ob wir unsere Tochter weiterhin auf diese Schule schicken oder ob wir rechtliche 
Schritte einleiten werden, das können wir im Moment nicht beantworten. Unsere Anwältin hat uns einige 
Möglichkeiten erörtert, die Entscheidung liegt bei uns. 

Wir durften hautnah auf einer extremen Weise erleben, wie sich die islamophobe öffentliche Stimmung auch in 
den Lehrerzimmern und Schulen widerspiegelt. Die Lehrerin nahm sich das Recht, über unser Kind zu urteilen 
und es als radikal einzustufen, um es daraufhin beim Verfassungsschutz zu kontaktieren.  

MfG,“ 

Aber nicht nur Schüler*innen, sondern auch Student*innen, sind von der zunehmenden 

Islamophobie betroffen. Stellvertretend hierfür ist ein Fall aus Oberösterreich, der eine 

Lehramtsstudentin betraf, die im Rahmen ihrer Ausbildung ein Schulpraktikum absolvierte.  

Hier nur einige Auszüge aus dem Fall:  

 

5.2 Fallbeispiel 3 

„Bevor die Praxis überhaupt angefangen hatte, haben wir uns mit unserer Praxislehrerin getroffen. Nachdem 
sie mich und meinen Studienkollegen begrüßt hatte waren ihre nächsten Worte: " Ja wir haben hier an der 
Schule Kopftuchverbot. Ich weiß jetzt nicht wie wir hier jetzt tun soll. Da muss ich die Direktorin fragen und 
dazu holen. " 
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„Sie hat Sachen gesagt, wie: Die Kinder sind fremd und müssen das auch wissen; dass man sich ja anpassen müsse 
etc. Ich habe lange mit ihr diskutiert und ihre gesagt, dass ihre Einstellung gesetzeswidrig und nicht akzeptabel 
ist. Sie haben dann gemeint, ich soll ihnen nicht in den Rücken fallen und ihr System nicht vor den Schülerinnen 
kritisieren.“ 

„Das Praktikum in diesem Semester war ein Blockpraktikum, d.h. ich war 2 Wochen hindurch in dieser Schule. 
Ich habe die 1 Woche abgewartet und in der zweiten dann eine Mail an die PH, wo ich studiere, geschrieben und 
auch eine an den Landesschulrat, in der ich das, was passiert ist, beschreibe und auch schreibe, ob sie davon 
wissen und warum sowas nicht unterbunden wird. Zwei Tage danach bin ich in die Schule gegangen und habe 
schon gemerkt, dass etwas nicht stimmt, weil mich alle komisch angeschaut haben und offensichtlich über mich 
geredet haben. Die Lehrerin hat mich dann in ihr Büro und um eine Stellungnahme gebeten, die ich ihr gab. Sie 
sagte mir, dass die Schulinspektorin ihr die Mail vom Landesschulrat weitergeleitet hatte. Ihr Kommentar war, 
dass meine Email frech gewesen sei und, warum sich eine Studentin so verhalten kann. Wir haben dann wieder 
diskutiert und in diesem Gespräch hat sie mir gesagt, dass mein Kopftuch eine Demonstration sei und, dass ich 
nicht so stur sein sollte; ich kann das Kopftuch ja in meiner Freizeit tragen, aber nicht vor der Klasse. Die 
Menschen haben ja Angst davor und ich soll diese Angst nicht noch schlimmer machen und mich dem sozusagen 
hingeben.“ 

 

An dieser Stelle sei noch ein immer wiederkehrendes Beispiel erwähnt. Viele muslimische 

Schülerinnen haben im Sportunterricht Probleme, wenn sie mit Kopftuch turnen wollen. 

Bildungsministerin Hammerschmied stellte klar, dass das Kopftuch im Turnunterricht 

erlaubt ist, wenn es bestimmte Voraussetzungen erfüllt. 14  

Trotz der Tatsache, dass auch bei den Olympischen Sommerspielen 2016 viele Sportlerinnen 

mit Kopftuch erfolgreich teilnahmen, gibt es immer wieder Turnlehrer*innen, die die 

gesetzlichen Regelungen missachten und Schüler*innen diskriminieren bzw. regelrecht 

schikanieren, wie im folgenden Beispiel dargelegt wird. 

  

                                            
14  oe24: Minsterin: Kopftuch im Turnen erlaubt.  Online  unter: 

http://www.oe24.at/oesterreich/politik/Ministerin-Kopftuch-im-Turnen-erlaubt/240393135  
[Stand: 26.05.2017]. 
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5.3 Fallbeispiel 4: 
 

„Ich schreibe dieses Schreiben in der Hoffnung auf Hilfe, wegen einer sehr ernsten Sache. Meine Tochter wurde 
Opfer einer Diskriminierung wegen ihrer Religion 

Sie wurde am 31. Mai 2016 während des Turnunterrichts Opfer einer Diskriminierung. Sie sollte ihr Kopftuch 
ausziehen, um im Unterricht mitmachen zu können. 

Normalerweise wird der Turnunterricht für Jungs und Mädchen getrennt gehalten. An diesem Dienstag wurde 
der Unterricht zusammengeführt. 

Dann wurde meine Tochter vom Herrn xxxxxxxxx, dem Sportlehrer für Jungs, auf ihr Kopftuch angesprochen. 
Vielmehr befahl er ihr das Kopftuch auszuziehen. Als sie sich wiederholt weigerte das Kopftuch auszuziehen, 
weil sie es nicht mit ihrer Religion vereinbaren könne, hat er sie mit ins Konferenzzimmer genommen und mich, 
ihren Vater, xxxxxxxxxxxxx angerufen. 

Er erklärte mir, dass das Tragen eines Kopftuches im Sportunterricht verboten sei, weil wir in Österreich 
seien, worauf ich diese Behauptung zurückwies und ihn darum bat meine Tochter für den restlichen Unterricht 
in Ruhe zu lassen. Nach langer Diskussion sagte ich, dass ich mit meiner Anwältin sprechen würde und dass wir 
das Gesetz achten würden. Letztendlich meinte er „Ja okay“ und legte auf. 

Meine Tochter stand daneben im Konferenzzimmer und hatte das Gespräch zwischen uns zwei mitverfolgt. 
Nachdem Herr xxxxxxxxx,, der übrigens nächstes Jahr zum neuen Schulrektor gewählt werden soll, das 
Gespräch mit mir beendet hatte, holte meine Tochter kurzerhand die Haus- und Schulordnung aus ihrem 
„Elternheft“ heraus und verwies ihn auf die Regel Nr. 8: 

„Die Schüler haben am Unterricht in einer den jeweiligen Erfordernissen entsprechenden Kleidung 
teilzunehmen. Bauchfreie Kleidung ist unerwünscht. Kopfbedeckungen sind (ausgenommen aus religiösen 
Gründen) zur Unterrichtszeit nicht erlaubt.“ 

Er schenkte ihrer Aussage wenig Aufmerksamkeit und fing damit an meine Tochter zu beleidigen. Er fragte sie, 
ob sie eine Asylantin sei und warum sie nicht in der Türkei wäre anstatt in Österreich zu sein. Übrigens wohnen 
wir seit über zehn Jahren in Österreich und sind bestens integriert. 

Als meine verängstigte Tochter ihm nichts erwidern konnte, fing er an, sie anzuschreien und wiederholte immer 
wieder seine islamfeindlichen Anschuldigungen und fragte sie hämisch ob er sie nicht am darauffolgenden Tag 
zum Psychologen bringen solle. 

Zurück im Turnunterricht stellte er sie in die Ecke und sie musste zwei (!) Stunden lang in der Ecke stehen. 

Gestern am 06. Juni 2016 hat meine Tochter das Schreiben, welches ich an die Schule gerichtet hatte, ihrem 
Klassenvorstand gegeben. Sie finden dieses Schreiben im Anhang zu dieser E-Mail. 

Diese wusste von dem Vorfall Bescheid und wies das Schreiben zurück, wonach meine Tochter das Schreiben dem 
Direktor xxxxxxxxxx übergab. Der Direktor las sich das Schreiben nur bis zur Hälfte durch, meinte sie solle ein 
„Sportkopftuch“ tragen und gab ihr das Schreiben zurück. 

Ich hoffe, dass ich mit diesem Schreiben auf Verteidiger meiner Rechte stoße und erhoffe mir Unterstützung.“  
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5.4 Brief an den Schuldirektor 

„Grüß Gott!  

Meine Tochter xxxxx aus der Klasse 3.a hatte am Dienstag den 31. Mai 2016 von 13:25 bis 15:10 Uhr den 
Unterrichtsfach „Turnen“.  

Der Turnunterricht findet immer getrennt für Jungs und Mädchen statt, aber am Dienstag haben die Jungs und 
Mädchen zusammen geturnt. Ihre Turnlehrerin Frau xxxxxxxxxxxxx und der Turnlehrer der Jungs Herr 
xxxxxxxxx haben die Schüler und Schülerinnen beaufsichtigt.  

Herr xxxxxxxxx hat zu meiner Tochter gesagt, dass sie nicht mit dem Kopftuch mitturnen darf, es 
ausziehen soll und das Turnen Pflicht ist. Meine Tochter hat gesagt, dass wir das Kopftuch in unserer Religion 
nicht ausziehen dürfen. Danach hat Herr xxxxxxxxx mich angerufen und zu mir gesagt, dass man das Kopftuch 
in Turnen nicht tragen dürfe und, dass das vom Gesetz her so wäre. Ich habe ihn gebeten, meine Tochter für den 
restlichen Tag in Ruhe zu lassen und gesagt, dass ich mit meiner Anwältin redenwerde und, dass wir das Gesetz 
beachten würden, wenn es so im Gesetz stehe. Danach hat er gesagt „Ja, okay“. Als meine Tochter nach Hause 
gekommen ist, hat sie mir weinend erzählt, was vorgefallen war. Nach unserem Gespräch hat Herr 
xxxxxxxxx meine Tochter schreiend gefragt: „Warum sie in Österreich sei, wenn sie doch die Gesetze eh 
nicht beachten würde“ und als xxxxx nicht geantwortet hatte, sagte er: „ Soll ich dich morgen zum 
Psychologen bringen“. Auf dem Weg in den Turnsaal hat er xxxxx gefragt, warum sie nicht in die Türkei 
oder sonst wohin geht. Im Turnsaal hat Herr xxxxxxxxx meine Tochter in die Ecke gestellt und sie musste 
dort bis zum Unterrichtsschluss stehen bleiben. Ich habe einige Fragen:  

o In der Haus und Schulordnung steht in der Regel Nummer 8: „Die Schüler haben am Unterricht in einer den 
jeweiligen Erfordernissen entsprechenden Kleidung teilzunehmen. Bauchfreie Kleidung ist unerwünscht. 
Kopfbedeckungen sind (ausgenommen aus religiösen Gründen) zur Unterrichtszeit nicht erlaubt.“ Heißt das 
nicht, dass sie in der Unterrichtszeit Kopftuch tragen darf?  

o Herr xxxxxxxxx war in Turnen mit seiner Gruppe und die Lehrerin, die meine Tochter beaufsichtige, war 
eigentlich Frau xxxxxxxxxxxxx. Warum geht Herr xxxxxxxxx zu der Mädchen-Gruppe und belästigt meine 
Tochter statt seiner Arbeit mit seiner Gruppe nachzugehen?  

o Herr xxxxxxxxx hat, nachdem ich Ihn gebeten hatte, meine Tochter in Ruhe zu lassen und gesagt hatte, dass ich 
mit meiner Anwältin reden würde, „Ja, okay“ gesagt. Wieso hat er dann meine Tochter 2 Stunden lang in der 
Ecke stehen lassen?  

o Meine Tochter hatte nichts gegen Ihn gesagt und war nicht frech gewesen, sie hat nur auf ihre Religion geachtet. 
Warum hat Herr xxxxxxxxx meine Tochter angeschrien?  

Meine Tochter xxxxx geht schon seit 7 Jahren in die Schule und es hat noch nie mit einem Lehrer/innen Probleme 
gegeben. Alle Lehrer bzw. Lehrerinnen haben bis jetzt immer gesagt, dass sie eine gute Schülerin ist und sie 
immer gelobt. Wenn Herr xxxxxxxxx mit meiner Tochter ordentlich gesprochen hätte und sie nicht 
angeschrien hätte – wie es zu einem Pädagogen eigentlich gehört – wäre meine Tochter nicht heulend und mit 
einem Trauma nach Hause gekommen. 

Ich bitte Sie das Problem zu lösen, ich möchte wirklich, dass meine Tochter lernen kann, ohne von 
irgendjemandem belästigt zu werden.  

 

Mit freundlichen Grüßen x. x.“ 
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Ebenfalls symptomatisch ist an diesem Beispiel, die Art und Weise, wie der Direktor mit der 

Angelegenheit umging. Auch in diesem Fall stand er unterstützend auf Seiten der 

Lehrperson. Die Bedenken bzw. Beschwerden der Eltern der betroffenen Schülerin wurden 

nicht ausreichend ernst genommen und mit dem lapidaren Kommentar, sie solle ein 

Sportkopftuch tragen, abgewiesen – ungeachtet dessen, dass die Schülerin bereits ein für 

den Turnunterricht geeignetes Kopftuch getragen hatte.  

Auch in diesem Fall blieb die Verletzung der Kinder-und Menschenrechte der Schülerin ohne 

Folgen für den verursachenden Lehrer. 

 

 Diskriminierung aufgrund ethnischer Zugehörigkeit 
Die Benachteiligung von Menschen auf Grund ihrer ethnischen Herkunft oder Zugehörigkeit 

ist laut dem Gleichbehandlungsgesetz, das die auf EU-Ebene erlassene 

Antidiskriminierungsrichtlinie (Richtlinie 2000/43/EG) in innerstaatliches Recht umsetzt, in 

Österreich verboten. Obwohl der Begriff Ethnie weder im österreichischen Gesetzestext noch 

in der Antidiskriminierungsrichtlinie klar definiert wird, betonen Materialien, dass dieser 

Begriff weit auszulegen ist. Wie in der Beilage XXII der Regierungsvorlage 307 erläutert, sind 

die Adressaten solch einer Diskriminierung Personen,  

die als fremd wahrgenommen werden, weil sie auf Grund bestimmter Unterschiede von der 

regionalen Mehrheit als nicht zugehörig angesehen werden. Sie knüpft überwiegend an 

Unterschiede an, die auf Grund von Abstammungs- oder Zugehörigkeitsmythen als natürlich 

angesehen werden und die die betroffenen Personen nicht ändern können.  

Häufige Erscheinungsformen sind Diskriminierung wegen der Hautfarbe und anderer äußerer 

Merkmale sowie wegen einer als fremd angesehenen Muttersprache. Auch bei Ethnien handelt es 

sich um „imaginierte Gemeinschaften“, die durch Bekenntnis oder Fremdzuschreibung entstehen 

können und sich nicht allein auf biologische oder sonstige tatsächliche Unterscheidungen stützen 

können. Sie bezieht sich auf Gemeinsamkeiten von Menschen, die sich auf Grund ihrer Hautfarbe, 

Herkunft, Religion, Sprache, Kultur oder Sitten ergibt. (RV 307 BlgNR 22. GP 14.)15  

Ethnie ersetzt im weitesten Sinne daher den früher in diesem Zusammenhang verwendeten 

Begriff Rasse, da dieser Begriff für die Verwendung zur Unterscheidung von 

                                            
15  Beilage XXII der Regierungsvorlage 307:  

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXII/I/I_00307/fname_010536.pdf [Stand: 26.05.2017]. 
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Menschengruppen wissenschaftlich nicht haltbar ist. Eine Diskriminierung auf Grund 

ethnischer Zugehörigkeit ist in jedem Fall als rassistische Diskriminierung zu werten. 

Die Auswirkungen einer Diskriminierung sind zwar in jeder Phase des Lebens für Betroffene 

traumatisierend, jedoch nimmt sie im schulischen Kontext eine        verheerende Dimension 

an. Die Folgen reichen weit über das psychische Wohlbefinden eines Kindes bzw. 

Jugendlichen (siehe Kapitel Diskriminierung und Gesundheit) und beeinflussen nicht nur den 

schulischen und beruflichen Erfolg negativ, sondern wirken sich auch längerfristig auf die 

emotionale und soziale Integration aus. 

Das Gefühl auf Grund der Hautfarbe, Sprache oder Kultur benachteiligt zu sein bzw. 

schikaniert zu werden, gekoppelt mit dem Empfinden der Hilflosigkeit ist eine fatale 

Mischung, die bei Jugendlichen Frustrationen auslöst und in weiterer Folge zur 

Entfremdung/Reethnisierung bzw. einer Identitätskrise führen kann.  

Dieses Gefühl der Ungerechtigkeit bzw. Hilflosigkeit ist auch in den an uns gerichteten 

Meldungen zu erkennen; wovon aus Platzgründen in diesem Kapitel nur zwei erwähnt 

werden: 

6.1 Fallbeispiel 5 
 

Mündliches Interview mit einem 12-jährigen Schüler 

„Ich besuche die Hauptschule xxxxxxxxxxxx und bin vor 3 Jahren mit meiner Familie aus Nigeria nach 
xxxxxxxx gezogen. Mein Turnlehrer (Herr xxxxxxxx) guckt immer zu mir, wenn ich etwas falsch mache und 
die anderen machen aber viel öfter etwas falsch, aber wenn ich etwas falsch mache, dann bin ich immer am 
meisten Schuld. Er sagt immer zu mir: „Ich beobachte dich genau, also pass auf, was du machst.“ 

Aber wenn Sebastian oder die anderen etwas anstellen, bekommen sie nie eine Strafe – ich schon. Heute 
hat er mich in Turnen fast rausgeschmissen, weil ein Junge aus meiner Klasse und ich im Unterricht Witze 
gemacht habe. Er hat mir gedroht, dass das die letzte Warnung für mich ist. Die anderen hat er nicht gewarnt.  

Die Kinder in meiner Schule nennen mich meistens „Nigger“, vor allem ein österreichischer Mitschüler hat 
mich mal laut als „Nigger“ beleidigt und mein Direktor Herr xxxxxx weiß das, aber die Lehrer an meiner 
Schule tun sowieso nichts dagegen. Er sagt hin und wieder dem Mitschüler, dass er diese Beleidigungen 
unterlassen soll, aber es bringt nichts. Der Junge hat keine Strafe bekommen.       

Mein 14-jähriger Bruder hat ebenfalls einige Erfahrungen mit Rassismus in der Schule gemacht, er glaubt 
jedoch nicht, dass es Gerechtigkeit für uns gibt. 

Mein anderer Lehrer, Herr xxxxxxx, hat mir das Trinken verboten, während andere Mitschüler im Unterricht 
trinken. Als ich gerade dabei war, meine Getränkeflasche in meine Schultasche zu räumen, war er irgendwie 
wütend und hat mir mein Getränk aus der Hand gerissen und hat es in den Müll geworfen, obwohl ich dafür mit 
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Geld gezahlt habe. Als ich ihm gesagt habe, dass ich es meiner Mutter erzählen werde, hat er mich aus dem 
Klassenzimmer geworfen. Er schickt mich fast immer aus dem Klassenzimmer und es bin immer nur ich, 
sonst wirft er niemanden aus dem Unterricht.  

Er ist auch der gemeinste Lehrer von allen und wegen ihm gehen auch sehr viele Muslime aus meiner Klasse 
zum Therapeuten, weil sie keine Ahnung haben, was er für Probleme gegen sie hat. Er schreit auch immer unter 
der Stunde, ist aggressiv und er kann auch nie seine Wut kontrollieren. Einmal hat er uns im Unterricht 
angeschrien und uns Schüler als Vollidioten bezeichnet. Ich kann dir meine Klassenkameraden herholen, sie 
werden es dir bestätigen.   

Und einmal wollte ich aus der letzten Reihe meinen Stift holen, da hat er mich aufgerufen, was ich mache. Da 
habe ich ihm gesagt, dass ich arbeite (Arbeitsaufgabe) und er sagt immer zu mir, dass ich ihn anlüge.  

Ich versuche immer im Unterricht brav zu sein, aber ich brauche nur etwas Kleines zu sagen, schon bekomme ich 
von meiner Zeichenlehrerin Frau xxxxxxxxxx einen Strich an der Tafel und ab zwei Strichen muss man 
Nachsitzen kommen und das macht mich immer wütend, dass ich Nachsitzen muss. Ich versuche immer brav zu 
sein, ich lache nur sehr gerne. Sobald ich nur einmal lache, bekomme ich einen Strich, aber Lachen ist doch 
gesund? Lachen darf man doch?“ 

 

6.2 Fallbeispiel 6 
 

Beobachtungen eines Zeugen 

„Zu meinen Erfahrungen kann ich nur sagen, ich persönlich habe mich nie rassistisch angegriffen gefühlt 
(männlich + Bregenzerwald), sondern wurde eher regelrecht bevorzugt. In meiner schulischen Laufbahn in der 
HAK xxxxxxx war Rassismus fast schon an der Tagesordnung. Die meisten Lehrer waren sehr professionell und 
bereiteten in dieser Hinsicht keine Probleme, jedoch gab es bei einigen Lehrern immer wieder abwertende 
Kommentare gegenüber Schülern mit einem 'ausländischen' Hintergrund. Dabei wurden entweder vermehrt 
ihre schlechten Leistungen auf ihre Herkunft zugeschrieben. Auch wenn jemand nicht genau der Norm 
entsprach, welche von der Lehrperson als 'richtig' empfunden wurde, wurde dieser psychisch heruntergemacht. 
Bei diesem Beispiel fällt mir immer wieder mein ehemaliger Deutschlehrer ein (Herr xxxxxxxx), welcher einer 
Mitschülerin 30min - einer Unterrichtsstunde vor der gesamten Klasse - eingeredet hat, sie soll aufhören mit der 
Schule, da sie die deutsche Sprache nie lernt bzw. nicht kann! Mit dem Ultimatum, dass sie, wenn sie die Schule 
nicht verlässt, bei ihm sowieso durchfallen wird. Zur Information diese Person hat die Matura mit mir beendet 
und in Deutsch mit der Note GUT abgeschlossen.  

In dieser Situation hat der Lehrer mich maßlos aufgeregt. Auf den Versuch mit ihm darüber zu diskutieren, hat 
er jedoch nur abgelehnt und nur seine Meinung als einzig richtige Meinung klargestellt. Hier wurde für mich der 
Lehrauftrag komplett verfehlt, jedoch wird es solche Lehrer immer geben, da ein Lehrermangel vorherrscht bzw. 
solche Lehrer nicht entlassen werden, da sie zu lange im Amt sind bzw. ihnen nichts nachgewiesen werden kann, 
da von der Schulleitung ein solcher Vorfall sofort unter den Teppich gekehrt wird.“ – x.x.“ 

 

Die wichtige Rolle, die ein Inklusives und auf Diversität ausgerichtetes Bildungssystem bei 

der Prävention von Entfremdung und Radikalisierung spielen kann, wurde zuletzt auch von 

der Europäischen Kommission in dessen im März 2016 veröffentlichten Bericht Education 
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Policies and Practices to Foster Tolerance, Respect for Diversity and Civic Responsibility in Children and 

Young People in the EU16 betont. Die wichtigsten Schlussfolgerungen des Berichts bekräftigen, 

dass die Förderung von interkultureller Kooperation in den Schulklassen und die Stärkung 

der interkulturellen Kompetenzen des Lehrpersonals bzw. der Schulleitung die Eckpfeiler 

einer gelungenen Maßnahme zur Förderung der Toleranz in Kindern und Jugendlichen 

darstellt.  

Die Auseinandersetzung mit religiöser, ethnischer und kultureller Vielfalt sollte hierbei 

einen wichtigen Aspekt des Lehrplans ausmachen. Diese wichtige Erkenntnis fand zudem 

auch in der im Juni 2016 veröffentlichten Mitteilung der Europäischen Kommission zur 

Unterstützung der Prävention von Radikalisierung, die zu extremistisch motivierter Gewalt 

führt, Erwähnung, wobei die wichtige Rolle einer inklusiven Bildung zur Bekämpfung der 

Ausgrenzung und Exklusion und der damit verbundenen Gefahr der Radikalisierung als 

wichtige präventive Maßnahme nochmals hervorgehoben wurde.17 

 

 Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
Wie aus Daten des Bundesministeriums für Bildung und zahlreichen dieser Thematik 

gewidmeten Publikationen und Internetportalen hervorgeht, konnten im österreichischen 

Kontext in den letzten Jahrzehnten zahlreiche Fortschritte im Bereich Gender 

Mainstreaming im Bildungswesen verzeichnet werden.18 Das Endziel solcher Maßnahmen 

ist natürlich, Chancengleichheit zwischen Mädchen und Buben bzw. Frauen und Männern 

nicht nur im Bildungsbereich zu erlangen, sondern in weiterer Folge auch am Arbeitsmarkt 

                                            
16  Europäische Kommission: Education Policies and Practices to Foster Tolerance, Respect for Diversity and Civic 

Responsibility in Children and Young People in the EU. Online unter:  
http://ec.europa.eu/dgs/education_culture/repository/education/library/study/2016/neset-education-
tolerance-2016_en.pdf [Stand: 26.05.2017]. 

17  Europäische Kommission: Unterstützung der Prävention von Radikalisierung, die zu extremistisch motivierter 
Gewalt führt. Online unter:  http://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52016DC0379&from=EN [Stand: 26.05.2017]. 

18  Bundesministerium für Bildung: Wichtige Meilensteine und Maßnahmen zur Geschlechtergleichstellung im 
österreichischen Bildungswesen. Online unter:  
https://www.bmb.gv.at/schulen/bw/ueberblick/zeittafel_frauen.html; [Stand:26.05.2017].  

 Österreichisches Schulportal schule.at: Gender und Bildung. Online unter: 
https://www.schule.at/portale/gender-und-bildung.html;Österreichisches Jugendportal: Diskriminierung & 
Rassismus. Online unter: http://www.jugendportal.at/themen/jugendschutz-recht/diskriminierung-
rassismus[Stand: 26.05.2017]. 
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zu fördern. In Anbetracht der immer noch weit auseinanderklaffenden Einkommensschere 

bei Männern und Frauen in Österreich19, des weiterhin bestehenden Mangels an Frauen in 

Führungspositionen oder in handwerklich bzw. technischen Berufen scheint das Ziel der 

Geschlechtergleichstellung jedoch noch in keinen Bereichen realisiert worden zu sein. 

Beginnend mit 1995 hat das Bildungsministerium das Unterrichtsprinzip Erziehung zur 

Gleichstellung von Frauen und Männern in den Lehrplänen verankert. Als inhaltliche Anliegen 

werden darin, unter anderem folgende Ziele aufgelistet:  

- Bewusstmachung von geschlechtsspezifischer Sozialisation, 

- Wahrnehmung von Ursachen und Formen geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung,  

- Erkennen möglicher Beiträge zur Tradierung und Verfestigung von Rollenklischees, 

- Reflexion des eigenen Verhaltens, der Interaktionen im Unterricht, des täglichen Umgangs 
miteinander,  

- der eigenen Geschlechtsrollenvorstellungen, 

- Bewusstmachen von alltäglichen Formen von Gewalt und Sexismus 

-  sowie Förderung der Bereitschaft zum Abbau von geschlechts- spezifischen Vorurteilen20. 

 
Ein wesentlicher Schritt in Richtung Gleichstellung ist auch Gleichbehandlung; also das 

Vermeiden einer mittelbaren oder unmittelbaren Diskriminierung aufgrund des 

Geschlechtes. Obwohl theoretisch alle rechtlichen Rahmenbedingungen gegeben sind, um 

eine Gleichstellung der Geschlechter im österreichischen Bildungssystem zu gewährleisten, 

haben auch die von uns dokumentieren Fälle gezeigt, dass diskriminierende Äußerungen 

seitens Mitschüler*innen oder des Lehrpersonals bedauerlicherweise weiterhin eine raue 

Realität für viele Schüler*innen darstellt. 

Bei Diskriminierung aufgrund des Geschlechts ist es augenscheinlich, dass es fast immer zu 

einer Intersektionalität kommt. So haben Schüler*innen meist mit 

Mehrfachdiskriminierung zu kämpfen. Sexistische Bemerkungen von Lehrkräften werden 

oft mit herablassenden Kommentaren zu Herkunft, Hautfarbe oder Religionszugehörigkeit 

verbunden. 

                                            
19 Der Standard: Gender Pay Gap: Österreich in Europa weiterhin Vorletzter. Online unter: 

http://derstandard.at/2000031826284/Lohnschere-Oesterreich-in-Europa-weiterhin-Vorletzter[Stand: 
26.05.2017]. 

20  Bundesministerium für Bildung: Erziehung zur Gleichstellung von Frauen und Männern. Online unter: 
https://www.bmb.gv.at/schulen/unterricht/prinz/erziehung_gleichstellung.html[Stand: 26.05.2017]. 
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7.1 Fallbeispiel 7 

Beobachtungen eines Zeugen 

„Als ich den Aufbaulehrgang HAK besucht habe (xxxx-xxxx), habe ich oft mitbekommen, dass Schüler 
Diskussionen über den Islam/die Kopfbedeckung mit Herrn xxxx führen mussten. Auch habe ich gehört, dass die 
Noten darunter leiden mussten, wenn man in der Klasse Ausländer war. Meine Freundin, die ebenfalls von xxxx 
unterrichtet wurde, kann sich an folgenden Satz noch von ihm erinnern: Wennscht lachen wilsch, dann bring ich 
dich ins Freudenhaus. Hab‘n die anderen Typn auch was davon!“ – x. 

 

7.2 Fallbeispiel 8 

Beobachtungen eines Zeugen 

„Derzeit besuche ich die Handelsakademie in xxxxxxx. Am x.x.2016 gab es einen Vorfall mit der Lehrperson Herr 
xxxxxxx. Ich und meine Kolleginnen besuchen die Schule seit 5 Jahren. In den vergangenen Jahren wurden wir von 
dieser Lehrperson indirekt gemobbt. Jedes Mal beim Vorbeilaufen schüttelt er seinen Kopf und murmelte Aussagen 
über "Kopftücher" und anderen Dingen. Er nannte mich auch Modepüppchen. Am Donnerstag lief er an uns vorbei 
und schüttelt seinen Kopf wie immer. Meine Kollegin meinte daraufhin, dass er nicht den richtigen Job hat, weil er 
die Religion anderer nicht respektiert. Am Freitag sah er uns in der Pause und fing auf einmal an, uns anzuschreien 
vor den ganzen Schülern. Im ersten Augenblick konnten wir gar nicht realisieren, was los war. Wir diskutierten 
mit ihm und er drohte mir, dass ich aufpassen soll. Daraufhin sagte ich zu ihm, dass er auf seine Art und Weise 
aufpassen soll. Danach liefen wir um die Ecke und er rannte uns nach und lief auf uns los. Er schrie meine Kollegin 
an und ließ uns nicht mal aussprechen. Daraufhin sagte ich, dass wir diesen Vorfall nicht so leicht vergessen 
werden und wir uns beim Landesschulrat melden. Seine Aussage war, dass wir uns einen guten Anwalt suchen 
sollten und somit beendete er das Gespräch. Er versucht jedes Mal uns psychisch anzugreifen.  

Wir sind am Ende unserer Nerven und nur noch unmotiviert. Nicht nur er, sondern mehrere Lehrer respektieren 
unseren Glauben nicht. Sie versuchen jedes Mal uns genau in diesem Punkt zu treffen, was ihnen auch gelingt. Wir 
haben in Österreich eine Religionsfreiheit, das sollte auch in den Schulen oder zumindest den Lehrpersonen klar 
sein.“ – x.x. 

 

7.3 Fallbeispiel 9 

Erfahrung einer Schülerin 

„Ich bin (xx.x) eine Schülerin aus der HAK/HAS xxxxxxxx. Vor 2 Wochen am Freitag, den 22. April 2016, am 
Vormittag ca. 8:00-9:40 Uhr hatte mich ein Lehrer (Herr xxxxxxx) mit störenden Fragen belästigt, wie zum 
Beispiel, welche Haarfarbe ich habe, weil ich ein Kopftuch trage und wieso ich mich nicht so schön wie den Tag 
davor angezogen habe. An dem Tag hatte er auch sehr pervers geredet, zum Beispiel hatte er über die katholischen 
Religionslehrerin (Frau xxxxxxx) gelästert und Witze über Geschlechtsverkehr gemacht und hatte auch gesagt, 
dass wir Kondome beim Gruppensex benutzen sollten etc. Ich persönlich habe es sehr störend, unhöflich und 
widerlich gefunden.  

(Manchmal redet er auch über Ausländer, über die Türkei und über die Politik der Türkei, über die Flüchtlinge mit 
den anderen Schülern; teilweise ist es in Ordnung, was sie darüber reden, aber manchmal auch sehr übertreibend. 
Im Unterricht reden die Lehrer nur über die Türkei, Muslime und Koran bzw. wir und unsere Religion werden 
unterdrückt. 

Meiner Meinung nach sollten sich die Lehrpersonen mehr um den Unterricht sorgen als solche "Witze" zu machen 
und mehr auf die Wortwahl achten!“ – x.x.) 
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In mehr als 50% der dokumentierten Fälle wurden Schüler*innen von einer männlichen 

Lehr- und Betreuungsperson diskriminiert. Knapp 32 % der Diskriminierungsfälle fallen auf 

weibliche Personen. In den übrigen gemeldeten Fällen wurde das Geschlecht der 

diskriminierenden Lehr- oder Betreuungsperson nicht angegeben und war auch nicht aus 

der Fallbeschreibung herauszulesen. 

7.4 Fallbeispiel 10 

Erfahrung einer Schülerin 
„Ich besuche zurzeit die HAK xxxxxxx und kann nur betonen, dass ich bis jetzt rassenreligionsfeindlichen Lehrern 
leider nicht aus dem Weg gehen konnte. Vor 2 Wochen in der 1. Unterrichtsstunde kam mein Lehrer Herr xxxxxxx 
in die Klasse und ohne das 5 Minuten vergingen, hieß es „Scheiß Religionen“. Ich persönlich dachte mir anfangs 
noch nichts, jedoch ließen mich die Sätze „Diese Muslimas sollen ihre Kopftücher ausziehen, wir Männer 
wollen sie in Bikinis sehen!“ oder „Schei* Mohammed“ nicht kalt. Es wurde nicht nur über den Islam 
hergezogen, aber ich finde diese Sätze sollten nicht wiederholt werden. Ich möchte lediglich betonen, wie 
unwohl und bedrängt ich mich in dieser Stunde fühlte. Auch meine Mitschüler/Innen fanden diese Stunde 
äußerst unpassend und rassistisch. Auch wurden wir nach unserem Alter gefragt, da auch sehr obszöne 
Geschichten geschildert wurden. Auch von Herr xxxxxxx wurde ich gefragt, ob ich denn schon vom Islamlehrer 
dazu „gedrängt“ worden bin, Kopftuch zu tragen. Viele Lehrer gaben von sich, dass sie die Schikane nicht überhört 
haben.“ 

 

7.5 Fallbeispiel 11 
Erfahrung einer Schülerin 

 
„Ich bin eine ehemalige Schülerin der HAK xxxxxxx und hatte schon die ein oder andere Auseinandersetzung mit 
xxxxxxx. Er ist bekannt dafür, dass er frauenfeindliche und rassistische Aussagen im Unterrichtsfach PBUR 
rauslässt. Ich kann mich daran erinnern, wie er seine Schwiegermutter als Beispiel für einen Fall hernahm und 
mich vor der ganzen Klasse fragte „Soll jetzt meine Mutter, die eine künstliche Hüfte braucht und kaum gehen 
kann und die eine österreichische Staatsbürgerin ist, bevorzugt werden und in der Warteliste zuerst 
drankommen, oder bekommt ein „Neggerlein“ die gleichen Rechte?“. Ich meinte zu ihm, dass „Neggerlein“ keine 
angemessene Bezeichnung dafür wäre und dass derjenige, der die Not-Hüftoperation am nötigsten hätte, sie eher 
kriegen sollte und dass das Menschenrecht Vorrang hat und man da nicht beachten sollte, wer wessen 
Staatsbürger ist. Er schrie ein „Bullshit“ raus und meinte, dass das „Neggerlein“ mit Sicherheit nicht die 
gleichen Staatsrechte wie seine Schwiegermutter hätte, da sie in Österreich geboren und aufgewachsen ist. 
Ich vermied eine weitere Diskussion, da ich aus Erzählungen und dem Vorjahr wusste, dass Prof. xxxx die 
Möglichkeit und die Macht hat, einen Schüler in seinem Fach durchfliegen zu lassen. Er riss stets in jeder 
Stunde Witze über Frauen, vor allem über Blondinen. In meiner letzten PBR Stunde vor der Matura war ich 
nicht anwesend und meine Mitschüler/innen berichteten mir, dass Prof. xxxx nach meinem Zeugnis fragte und 
wie viele „Nicht Genügend“ ich denn hätte. Als meine Mitschüler ihm sagten, dass es „nur“ drei wären, meinte er 
„Wundert mich eh bei S., dass es nur drei 5er sind“. Bei meiner mündlichen PBUR Prüfung, stellte er mir bewusst 
Fragen, die ich nie beantwortet hätte können, obwohl ich für ein „Sehr Gut“ gelernt hatte. Ich hatte bereits in der 
vorherigen schriftlichen Prüfung eine Eins und wollte an dieser positiven Note anknüpfen, jedoch war dies 
unmöglich, da er Fragen über das Erbrecht stellte, die mir beim Lernen nicht bekannt waren. Er mochte mich 
einfach nicht und er ließ es mich - wie auch die anderen - spüren.“ 
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In allen Fällen, in denen der Name der Lehr- oder Betreuungsperson bekannt ist, lässt dieser 

auf eine autochthon österreichische Herkunft schließen. 

Ein Umstand, der ebenfalls heraussticht, ist, dass die Diskriminierung von weiblichen 

Jugendlichen zu knapp 70 % durch männliche Lehr- und Betreuungspersonen verursacht 

wurde. 

Nur in circa einem Viertel der Fälle wurde die Diskriminierung schulintern gemeldet und 

Hilfe gesucht. Dies ist auf den Umstand zurückführen, dass die Identität der betroffenen 

Schüler*innen nicht ausreichend geschützt wird und das Lehrpersonal in keinem uns 

bekannten Fall Konsequenzen zu tragen hatte. 

 

 Gesundheitliche Auswirkungen von 
Diskriminierungen 

Im Folgenden werden wir uns auf den Artikel Migration und Gesundheit21 beziehen, der 2015 

von der Arbeiterkammer Wien und dem Ministerium für Gesundheit in Auftrag gegeben 

wurde und der unter anderem die gesundheitlichen Auswirkungen von Diskriminierung bei 

Migrant*innen beleuchtet. Dabei lag der Schwerpunkt auf Rassismus. 

Zunächst sei erwähnt, dass es zwar eine Vielzahl an Querschnitt-Studien vor allem zu 

personeller Diskriminierung (im Gegensatz zu institutioneller Diskriminierung) gibt, diese 

aber aufgrund zahlreicher Unterschiede in den Messungen kaum vergleichbar sind. Hinzu 

kommt, dass diese Studien in verschiedenen Ländern an sehr unterschiedlichen Ethnien 

vorgenommen wurden. Dabei sind große Differenzen zutage getreten, was darauf schließen 

lässt, dass Diskriminierung in Bezug auf die erlebte Intensität der Diskriminierung und das 

Selbstbild der Betroffenen jeweils sehr unterschiedlich wahrgenommen wird. 

Längsschnittstudien, die Kausalzusammenhänge eher erfassen könnten, als 

                                            
21  ANZENBERGER, Judith; BODENWINKLER, Andrea; BREYER, Elisabeth (2015): Migration und Gesundheit. 

Literaturbericht zur Situation in Österreich. Im Auftrag der Arbeiterkammer Wien und des 
Bundesministeriums für Gesundheit. Wien: Gesundheit Österreich GmbH. Online unter:  
http://www.goeg.at/cxdata/media/download/berichte/migration_und_gesundheit_2015.pdf [Stand 
26.05.2017] 
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Querschnittstudien gibt es bislang kaum. Manche Auswertungen lesen Zusammenhänge 

aus den Studien heraus, die nicht explizit gefragt wurden. 

Die Studien stammen aus unterschiedlichen Ländern wie Deutschland, Norwegen, Spanien, 

den USA, Kanada, Neuseeland, Österreich, Finnland, Israel, Portugal und Schweden. 

Ungefähr 20 einzelne Studien werden im Bericht erwähnt sowie Zusammenfassungen von 

7, 23, 66, 134, 138 und 192 Studien. Zur Veranschaulichung des Ausmaßes der Datensätze 

seien hier stichprobenartig folgende Personenanzahlen erwähnt: 63, 90, 222, 1.434, 1.844, 

12.500, 18.140 und 23.000.  

Diskriminierung lässt sich nach EDGE & NEWBOLD wie folgt definieren: „Einstellungen oder 

Handlungen (…) die bei den Betroffenen eine repressive Wirkung erzeugen oder sie 

benachteiligen oder ausgrenzen“.22 

Noch allgemeiner definiert, geht es um die Schlechter-Behandlung und Schlechter-Stellung 

einer weniger starken Gruppe durch eine mächtigere. 

Die drei gesundheitlichen Auswirkungen, die untersucht wurden waren folgende: Riskantes 

Gesundheitsverhalten, wozu Rauchen, Alkoholkonsum, Drogenmissbrauch und Suizid zählen, 

sowie körperliche und seelische Gesundheit. Als relevante Parameter galten hierfür die 

Selbsteinschätzung der Probanden* sowohl in Bezug auf ihre mentale als auch ihre 

körperliche Gesundheit. 

Interessant an präventiven Maßnahmen für Betroffene* ist folgende Erkenntnis: „Die 

Empfindung, in einer diskriminierenden Gesellschaft zu leben, könnte mehr Einfluss auf das 

Befinden haben als tatsächlich erlebte Benachteiligung.“23 

Sehr wichtig für mögliche Interventionen ist auch folgendes: „Das (…) Modell (...) 

unterscheidet zwei Wirkpfade: Diskriminierungserfahrung als Stressor, der einerseits durch 

verstärkte Stressreaktion die physische und psychische Gesundheit beeinträchtigt, 

andererseits als Verstärker ungünstiger Lebensstile und Coping-Mechanismen die 

                                            
22  EDGE & NEWBOLD 2013, z.n. ANZENBERGER, BODENWINKEL & BREYER 2015, S.32 
23  LAVEIST o.J., z.n. ANZENBERGER, BODENWINKEL & BREYER 2015, S.33 



36	
 

Gesundheit negativ beeinflusst. Beide Wirkmechanismen können durch Bedingungen wie 

soziale Unterstützung (Schutzfaktor) modifiziert werden“.24 

Nicht immer, aber fallweise wirkten folgende Dispositionen als Schutzfaktoren: Wohnen mit 

Menschen gleicher Herkunft, andersartiges Aussehen, passive oder aktive Reaktionen auf 

die Diskriminierung. 

Die Untersuchungen zur mentalen Gesundheit von Migrant*innen sind zahlreicher und 

aussagekräftiger als die zur physischen Gesundheit.25 Es konnte nachgewiesen werden, dass 

der Zusammenhang von Diskriminierung und mentaler Gesundheit sich in der Weise 

bedingt, dass zwar aus der Diskriminierung psychische Probleme resultieren, aber nicht 

psychische Probleme Diskriminierung nach sich ziehen.  

Die mentalen Auswirkungen werden im Folgenden aufgezählt, wobei es sich um 

verschiedene Studienergebnisse handelt. Empfundene Diskriminierung erzeugte: 

Ø  psychischen Stress (afroamerikanische Mütter)  

Ø  Depression und Angstsymptome (Norwegen) 

Ø Angst und Depressionen (Pol*innen und Vietnames*innen)  

Ø Depression, psychischen Stress, somatische Symptome (Türk*innen)  

Ø Angstsymptome (Nichtjüd*innen in Israel) 

Ø psychische Probleme (in Portugal)  

Ø Angststörungen und Depressionen (Asiat*innen in USA und Europa) standen im 

Zusammenhang zur mentalen Gesundheit (Immigrant*innen aus Equador) und zu 

psychischen Belastungen (in Schweden). 

Außerdem entstand psychischer Stress (Finnland) mit folgendem interessanten Ergebnis: 

Die am wenigsten diskriminierte Gruppe (von Individuen) reagierte mit mehr Stress als die 

am meisten diskriminierte Gruppe.  

                                            
24  PASCOE, SMART RICHMAN 2009, z.n. ANZENBERGER, BODENWINKEL & BREYER 2015, S. 40 
25  PASCOE, SMART RICHMAN 2009, z.n. ANZENBERGER, BODENWINKEL & BREYER 2015, S. 40 
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Als Erklärung könnte folgendes dienen: Letztere identifizierten sich über das auffällig 

andere Aussehen mit ihrer Gruppe und schrieben so die Diskriminierung allgemein ihrer 

Gruppe zu und nicht sich selbst persönlich als Individuum (Schutzfaktor). Die am wenigsten 

diskriminierte Gruppe reagierte also sehr stark auf das Gefühl, als Individuum diskriminiert 

zu werden. Die am stärksten diskriminierte Gruppe dagegen ließ sich davon weniger 

„beeindrucken“, weil sie die Diskriminierung auf ein allgemeines gruppenspezifisches 

Merkmal bezog. Sie fühlten sich also nicht persönlich „angegriffen“. 

Im Verhältnis zu den genannten Ergebnissen sind die Studien zu den physischen 

Auswirkungen von Diskriminierung deutlich geringer. 

Stress durch Diskriminierung führte zu Herz-Kreislauferkrankungen und Bluthochdruck.  

Das erklärt sich folgendermaßen: Menschen mit Diskriminierungserfahrung hatten am Tag 

schnellere und heftigere Pulsreaktionen aufgrund der erlebten Diskriminierung, und in der 

Nacht höhere Blutdruckwerte als Menschen ohne diesen psychischen Stress. Daraus ergibt 

sich ein erhöhtes Gesundheitsrisiko bezüglich Herz-Kreislauferkrankungen.  

Außerdem lassen Studien auf einen Zusammenhang zwischen Rassismus und deutlich 

schlechter selbsteingeschätzter Gesundheit (Migrant*innen in Schweden) und Übergewicht 

(USA) schließen.  

Folgende teilweise widersprüchliche Zusammenhänge haben sich jeweils ergeben und 

können als eine Art Zusammenfassung gelesen werden: 

Ø Empfundene Diskriminierung hängt mit selbsteingeschätzten Gesundheit 

zusammen 

Ø das Gefühl, diskriminiert zu werden korrelierte mit dem Gefühl, dass seelisch oder 

körperlich etwas nicht in Ordnung ist 

Ø Depressionen mehrten sich gleichzeitig mit erlebter Diskriminierungserfahrung, 

während sich der selbstdefinierte Gesundheitszustand verschlechterte 

Ø Wer vor kurzem diskriminiert wurde, fühlte sich dementsprechend schlecht. Dies 

schlug sich in der persönlichen Einschätzung des eigenen Gesundheitszustandes 

nieder. 



38	
 

Ø Je häufiger Diskriminierung erfahren werden musste, desto mehr körperliche und 

seelische Reaktionen zeigen sich. 

Ø Mit der erfahrenen Diskriminierung verschlechterte sich der seelische 

Gesundheitszustand. 

Ø Wurde jemand erst vor kurzer Zeit diskriminiert, war die Reaktion psychisch und 

provozierte ein riskantes Verhalten für die eigene Gesundheit (z. B. Rauchen), 

dagegen wirkte sich eine langfristige Diskriminierungserfahrung aufgrund der Rasse 

eher auf die allgemeine körperliche Gesundheit aus. 

Ø Sorge um Fremdenfeindlichkeit wirkte sich negativ auf die mentale Gesundheit aus. 

Ø Muslim*innen reagierten mit körperlichen und seelischen Beeinträchtigungen auf 

Islamophobie – unabhängig davon, wie sehr sie persönlich involviert waren. 

Ø Diskriminierung aufgrund von Rasse und Herkunft beeinträchtigte sowohl 

körperliche als auch seelische Gesundheit. 

Ø Diskriminierung aufgrund des Einwanderungsstatus bewirkte Phobien und 

Schlafstörungen. 

Ø Als wie sicher der eigene Arbeitsplatz empfunden wird und wie ausgeglichen das 

seelische und körperliche Befinden war, hängt mit dem Vorhandensein bzw. 

Nichtvorhandensein alltäglicher und jobspezifischer Diskriminierung zusammen. 

Ø Bei Diskriminierung in der Arbeitswelt zeigten sich die seelischen Auswirkungen sehr 

bald, wohingegen sich die körperlichen Symptome erst mehrere Jahre nach der 

Diskriminierungserfahrung entwickelten. 

Ø Diskriminierung aufgrund des Aussehens hatte im Verhältnis zu den beiden anderen 

Zusammenhängen Einwanderungsstatus und Job weniger Auswirkungen auf das 

Wohlbefinden der Betroffenen. 

So unterschiedlich die Studien, Settings, Messmethoden u.v.m. auch gewesen sein mögen, 

es lassen sich aus den verschiedenen Ergebnissen dennoch einige Gemeinsamkeiten 

herauslesen: 

• Diskriminierung hat sehr viel mit der Persönlichkeit der Betroffenen* zu tun: Wie 

schlimm, ob sie überhaupt empfunden wird, und inwieweit sie sich seelisch und 

körperlich niederschlagen kann. 
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• Diskriminierendes Verhalten hat (fast immer) Auswirkungen auf seine Opfer*. 

• Manche Diskriminierungserfahrungen ziehen nachhaltige seelische und körperliche 

Folgen nach sich. 

• Je länger diskriminiert wird, desto schlimmer und gesundheitsgefährdender wird es 

für die Betroffenen*. 

Daraus ergeben sich wiederum konkrete Handlungsmöglichkeiten, die im nächsten Kapitel 

behandelt werden.  

 

8.1 Handlungsmöglichkeiten 

Präventiv sollte die Zielgruppe, die erfahrungsgemäß häufig Diskriminierung ausgesetzt ist, 

persönlich gestärkt werden, Frustrationstoleranz entwickeln, eigene Schutzmaßnahmen 

und Schutzfaktoren entdecken, Vorbilder und Personen haben, die ihnen Halt geben. 

Es sollten Maßnahmen und Reaktionen erlernt und geübt werden, die der eigenen 

(psychischen und physischen) Sicherheit dienen. 

Trainer*innen, Vertrauenslehrer*innen, Psycholog*innen und geschultes Personal im 

Umgang mit Kulturkonflikten sollten vor Ort sein, wo Diskriminierung vermehrt passieren 

kann. Direktor*innen und Leiter*innen müssen geschult werden, um einen Blick dafür 

entwickeln zu können, wo sie eingreifen müss(t)en. 

Um noch konkreter zu werden, verweisen wir auf unseren 10-Punkte-Plan zur Etablierung eines 

diskriminierungsfreien Bildungswesens, sowie auf Schulungen, Seminare, Workshops und 

Projekte für alle Zielgruppen, die wir demnächst anbieten wollen. 

Im Sinne der Menschen, die durch unser Bildungssystem gehen, ist es die Pflicht einer 

aufgeklärten Gesellschaft, Wissenserwerb und Erwerb von Kompetenzen unter besonderer 

Beachtung der Menschenwürde und der Kinderrechte zu gewährleisten. Die oben 

zusammengefassten Studien sollten dabei nur noch als abschreckendes Beispiel dafür 

dienen müssen, wie Menschen in Bildungseinrichtungen nicht behandelt werden dürfen.   
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 Vorbild Deutschland: Eigene Beratungsstelle für 
Diskriminierungsschutz an Schulen sowie eigene 
Diskriminierungsbeauftragte* an Schulen 

Im Nachbarland Deutschland hat man bereits erkannt, dass Diskriminierung zum 

schulischen Alltag gehört und dementsprechend reagiert. Im Juni 2016 wurde in Berlin die 

erste Antidiskriminierungsstelle speziell für Schulen eröffnet. Es handelt sich um eine 

unabhängige Anlauf- und Beratungsstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen. „Es geht 

vor allem um Kinder und Jugendliche und darum, dass sie sich persönlich entfalten können“, 

fasste Beraterin Amine TASDAN das Hauptziel des neuen Projekts zusammen. Die Schüler 

sollen begreifen: „Ich bin nicht der Fehler“, sondern diejenigen, durch die sie gemobbt oder 

benachteiligt werden.“26 

Zusätzlich wurde in Berlin auch der Posten eines/einer Antidiskriminierungsbeauftragten* 

für Schulen in der Senatsbildungsverwaltung geschaffen. Saraya GOMIS, die aktuell 

Antidiskriminierungsbeauftragte ist, berät selbst oder vermittelt an spezialisierte 

Beratungsstellen. Sie kann direkt in die Schulen gehen, die Beteiligten befragen und 

Lösungen vorschlagen. Gefragt nach dem Grund ihres Engagements, erklärt sie im 

deutschen Tagesspiegel: „Wichtiger sind die Erfahrungen, die ich als Lehrerin gemacht habe“ und 

erzählt von ihren Schülern an der Ernst-Reuter-Schule: „Natürlich macht das etwas mit ihnen, 

wenn sie immer wieder als Problemschüler gelabelt werden.“ Sie wünscht sich, dass Lehrer 

sensibler im Umgang mit Diskriminierung werden. „Wenn ein Schüler sich beschwert, sollte 

man den Abwehrreflex, dass man doch kein Rassist ist, unterdrücken und erst mal 

zuhören.“27 

  

                                            
26  Vieth-Entus: Erste Antidiskriminierungsstelle in Berlin. Online unter: 

http://www.tagesspiegel.de/berlin/steglitz-erste-antidiskriminierungsstelle-in-berlin/13682258.html [Stand 
27.05.2017]. 

27 Vogt: Sie kämpft für die Schwachen an Berlins Schulen. Online unter: 
http://www.tagesspiegel.de/berlin/antidiskriminierungsbeauftragte-sie-kaempft-fuer-die-schwachen-an-
berlins-schulen/14489056.html [Stand 27.05.2017]. 
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Wir, als Initiative für ein diskriminierungsfreies Bildungswesen, empfehlen für Österreich 

ebenfalls die Etablierung unabhängiger, niederschwelliger Beratungsstellen für 

Diskriminierungsschutz an Schulen bzw. Bildungseinrichtungen. Hier einen Schwerpunkt 

auf Kinder und Jugendliche bzw. ihre Eltern zu setzen, ist aus unserer Sicht dringend 

erforderlich, um diese Zielgruppen überhaupt erreichen zu können.  

Eigene Antidiskriminierungsbeauftragte*, die Teil des Landeschulrats bzw. Stadtschulrats 

sind, ermöglichen erst ein Wirken innerhalb des stark hierarchisch aufgebauten 

Schulsystems und sind unserer Meinung nach auch in Österreich notwendig.  

Weitere Vorschläge und Empfehlungen sind in unserem 10-Punkte-Plan aufgelistet. 

 

 Stellungnahme eines Jugendarbeiters  
im Case Management 

 

Ich verstehe mich mitunter als letztes Auffangnetz für Jugendliche im Alter zwischen 14 und 

19 Jahren. Jugendliche, die zu mir kommen, haben weder einen Schul-, Ausbildungs-, 

geschweige denn Arbeitsplatz. Mitunter wird die Zielgruppe als ausgrenzungsgefährdet 

beschrieben. Ein längerer, interessierter und vor allem wertschätzender Blick auf die 

individuellen Lebensbiografien macht jedoch schnell klar, dass diesen Jugendlichen 

Ausgrenzung nicht erst bevorsteht. Bei der Betrachtung herkömmlicher Systeme (Familie, 

Gesellschaft, Glaubensgemeinschaft, Schule, Arbeitswelt, soziales Umfeld) wird 

augenscheinlich, dass Bezeichnungen, die jene Zielgruppe nicht klar als systemferne 

Jugendliche ausweisen, zwar einer nominellen Kategorisierung (Rationalisierung), jedoch 

nicht der Erfassung und dem Aufzeigen gesellschaftlicher Missstände dienen. Gängige 

Statistiken informieren Leser*innen über eine Vielzahl an Eigenschaften. Eigenschaften, 

welche Mitglieder der beschriebenen Zielgruppe des Öfteren gemein haben. Auch gelingt es 

den Autor*innen meist Kombinationen von Eigenschaften auszuweisen, welche das Risiko, 

Mitglied jener Zielgruppe zu sein, anheben bzw. verringern. Dass auf Grund von 

Quantifizierungsprozessen (Umwandlung von individuell ablesbaren Eigenschaften in 

Zahlen, welche nach subjektiven Kriterien erfolgt), der mangels Nachvollziehbarkeit 
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entstandene Abstand zwischen Studienteilnehmer*innen und Entscheidungsträger*innen 

keine der Lebensrealität der Befragten entsprechenden Interpretation mehr zulässt, ist ein 

bekannter Umstand. Weniger erforscht ist jedoch, inwiefern herangezogene Expert*innen, 

welche die Studien für Entscheidungsträger*innen in letzter Instanz wieder decodieren, 

hinsichtlich der Lebensrealitäten der Teilnehmer*innen sensibilisiert sind. Bisherige 

Publikationen relevanter Studien, deren Interpretationen sowie der oftmals folgende 

gesellschaftliche Tenor lassen daran zweifeln, dass Stellungnahmen von Expert*innen, 

welche zumindest hinsichtlich intersektioneller Diskriminierung über das erforderliche 

Mindestmaß an Sensibilisierung verfügen, die benötigte Aufmerksamkeit erhalten. Ein 

Umstand, der dafür verantwortlich ist, dass die Ursachen für Ausgrenzung und den damit 

einhergehenden Folgen (Arbeitslosigkeit, Kriminalität, Drogen- und Alkoholmissbrauch, 

Teenagerschwangerschaften, Zusammenrottung, erhöhte Gewaltbereitschaft, 

gesellschaftliche Ächtung…) sich weiterhin der breiten Masse entziehen. Als psycho-

systemischer Selbstläufer sorgt aber gerade eben jenes Nichtverankertsein in der kollektiven 

Aufmerksamkeit für das Fortbestehen multipler systemferner Realitäten und somit 

Schichten. 

Es stellt einen gravierenden Unterschied dar, ob man von nicht ausreichend integrierten bzw. 

nicht ausreichend inkludierten Menschen spricht oder von systemfernen, durch kollektiv 

bewusstes oder unbewusstes Zutun, ausgegrenzten Menschen spricht. Hierbei ergeben sich 

unterschiedliche Fragestellungen. An die Fragen „Warum sind die Menschen nicht ausreichend 

integriert/ inkludiert?“, „Warum integrieren sie sich nicht?“ und „Wer hat zu integrieren?“ wird 

anders herangegangen als an die Fragen „Weshalb sind diese Menschen systemfern?“, „Warum 

fallen gerade Menschen mit gewissen Eigenschaften scheinbar leichter aus den herkömmlichen 

Systemen heraus?“,  „Was sind die Ursachen für jene Eigenschaften und wie werden diese in der 

Gesellschaft bewertet?“,  „Wovon und warum werden diese Menschen ausgegrenzt und wer grenzt sie 

aus?“ und „Warum fühlen sich diese Menschen ausgegrenzt und woran ist dies zu erkennen?“. 

Der Unterschied liegt vor allem in der behandelten Ebene. Die gängige Auseinandersetzung 

mit dem Thema Integration beschäftigt sich vorrangig mit unerwünschten Symptomen. 

Gleichzeitig kann diese aber auf Grund von statistisch bis dato nicht dargestellten Werten 

wie z.B. sozial-emotionaler Trigger (Unsichtbares Stressmoment) und der folglich 

ausbleibenden Thematisierung im bundesweiten Kontext niemals nachhaltig (beidseitig) 
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einsetzen. Auf der individuellen Ebene gibt es jedoch zahlreiche Beispiele von Gemeinden 

oder Gruppierungen, denen erfolgreiche Integrationsprozesse gelungen sind. 

Eine systemische Betrachtung ist der Ursache der gescheiterten Integration ungleich näher. 

Hierbei wird eine differenziertere Betrachtung einzelner Akteur*innen und Komponenten 

ermöglicht. Die systemische Brille ermöglicht es, Individuen (Den normiert angepassten 

Menschen28 und dessen mutmaßliche Gegenspielerin29), dass sie verbindende Thema 

(Integration), als auch das Umfeld (Österreich) als individuelle Systeme zu betrachten. Um 

komplexes systemisches Verhalten nachvollziehen zu können, gilt es diese Systeme sowohl 

zu dekonstruieren, als auch das Zustandekommen der einzelnen Komponenten (historisch, 

kulturell, Sozialisierung, Trauma…) zu eruieren. Erst durch die Betrachtung der einzelnen 

Teilsysteme kann eine fundierte Aussage über das Versagen des Großsystems getroffen 

werden (z.B. Bildungswesen).  

 

10.1 Wesentliche Eigenschaften von systemfernen Jugendlichen 

Wesentliche Eigenschaften, welche vorwiegend bei systemfernen Jugendlichen zu finden 

sind, wären mitunter: 

• Das Fehlen einer positiv besetzten sozio-systemischen Konstante 

Abseits der Herkunftsfamilie und des Freundeskreises besitzen jene Jugendlichen in den 

seltensten Fällen positiv besetzte Konstanten, wie z.B. Schulkolleg*innen, Lehrer*innen, 

Nachbar*innen, Beamt*innen, Betreuer*innen – nichtverwandte Bezugspersonen, die über 

eine anhaltende Periode zum positiven Selbstbild des Individuums beitragen.  

                                            
28  Die Autor*innen gehen von einer psychosozial idealisierten Norm aus, welche im Vergleich zu Individuen mit 

stark abweichenden bzw. gegenteiligen Eigenschaften Kraft kollektiver Anerkennung und unterbewusstem 
Zuspruch, in den zuvor genannten herkömmlichen Systemen, kaum bis gar nicht behindert werden bzw. 
vergleichsweise selten Kränkungserfahrungen erleiden. Dies erleichtert wiederum die Entfaltung eines 
positiven Selbstwertgefühls sowie die Erlangung eines positiv besetzten Selbstbilds. Je normkonformer das 
Individuum wahrgenommen wird, desto durchlässiger verhält sich der gesellschaftliche Korpus ihm gegenüber.
  

Für die hiesige Gesellschaft könnte die uns innewohnende, oftmals im Unterbewusstsein verankerte Norm wie 
folgt aussehen: männlich, blond, blauäugig, Deutsch als Erstsprache, Religionsbekenntnis röm. kath., gängiger 
Vor- und Nachname (Extrem: besonders positiv besetzt auf Grund persönlicher Vorerfahrungen), nicht 
behindert, heterosexuell, bildungsnah, von Armut verschont, im Hinblick auf die hier geltenden Vorstellungen 
hinsichtlich von Moral und Sitte (Werte) durch Weitergabe und Möglichkeit zur Identifizierung angepasst. 

29  Individuum, welches sich von der Norm weg bewegt 
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• Die Zugehörigkeit zu einer nicht mit Macht ausgestatteten bzw. unterrepräsentierten Gruppe 

Wenn von Frauen, Menschen mit Migrationshintergrund, Menschen mit Behinderung, 

Muslim*innen, Schwarzen30 Menschen sowie People of Color (PoC) gesprochen wird, wird 

oftmals die Bezeichnung zur Eigenschaft. Wer diese Begriffe in Zusammenhang mit 

problematischen Sachverhalten verwendet (z.B. in Statistiken)suggeriert oft, dass die 

Unfähigkeit zur Bildung bzw. Integration in der eigenen Sphäre läge. Die 

Vergegenwärtigung von Machtgefällen, Barrieren, welche bei vielen Menschen bereits kurz 

nach der Geburt zum Tragen kommen, sowie die einseitig polarisierende Ausrichtung an 

Idealen und Werten im Hinblick auf „so ziemlich alles“ (alltägliche Lebensführung, Aussehen, 

Handlungsansätze, Grad der Frömmigkeit, Bildung, Absprechen von nicht unmittelbar 

wahrnehmbaren Realitäten…), können für ein tieferes Verständnis von 

Ausgrenzungsprozessen sorgen. 

• Opfer von Diskriminierung, Mobbing bzw. Kränkung 

„… und ich meine, dass es in sehr vielen Fällen nicht nur die großen Dramen sind, 

Traumatisierungen, Depressionen, sondern die kleinen Krängungen, die sich über Jahre 

hinweg entwickeln, die sich wie ein eiternder Prozess dahinziehen, die niemals nach außen 

abgeführt werden und dann nach langer Zeit ihre verheerende Wirkung entfalten können. 

Und das ist meines Erachtens ein Feld in dem ein Umdenken erforderlich wäre.“  

„Kränkungen werden aber nicht als Ursachen körperlicher und psychischer Krisen 

wahrgenommen, bestätigt Reinhard Haller. Zumindest nicht offiziell. Als 

krankheitsauslösender Faktor sind sie nicht im Verzeichnis der 

Weltgesundheitsorganisation festgelegt. Und haben in der ICD, der Internationalen 

statistischen Klassifikation von Krankheiten und verwandten Gesundheitsproblemen 

keinen Platz. Denn, Kränkungen entziehen sich der individuellen Kategorisierung, da sie auf 

Interaktionen beruhen. 

(...) 

                                            
30  Schwarz wird hier groß geschrieben, um darauf hinzuweisen, dass es sich hierbei nicht um eine farbliche 

Eigenschaft handelt. Vielmehr soll die Bezeichnung verdeutlichen, dass es sich hier in erster Linie um Menschen 
handelt, an welche auf Grund eines ähnlich gedeuteten Phänotyps, bestimmte Zuschreibungen und 
Diskriminierungserfahrungen herangetragen werden. 
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Kränkungen können gezielt eingesetzt werden um andere Menschen abzuwerten, 

auszugrenzen und stigmatisieren. Sie können aber auch einfach passieren. Aus 

Unachtsamkeit, durch fehlende Empathie, als Folge unüberlegten Handelns. In beiden 

Fällen werden die Folgen dieser Kommunikationsprozesse zu wenig beachtet.“31  

• Anerzogene Minderwertigkeit 

Ein Phänomen, bei welchem das Herangetragene bzw. das in Zusammenhang mit der 

eigenen Person Wahrgenommene, auf Grund von wiederkehrender Kränkung und/ oder 

Mobbing verinnerlicht wird, und sich somit in Selbstbild, Wahrnehmung, Selbstwertgefühl 

sowie Verhalten mitunter nachhaltig manifestiert. Letzteres wird durch Trigger (bewusst/ 

unbewusst) ausgelöst. Jene Trigger müssen oftmals nur abstrakt an die erlebte Kränkung 

erinnern. Automatisierte Reaktionen drücken sich stets durch Angriff, Flucht, Ohnmacht 

sowie Dissoziation aus. 

• Das Opfer sucht die Schuld für die jeweiligen Lebensumstände bei sich selbst 

Hiermit soll vor allem der Umstand verdeutlicht werden, dass selbst Menschen, welche 

herausragende intellektuelle Leistungen vollbringen nicht in der Lage sind ohne 

Hilfestellung von außen die systemischen Mechanismen im Hintergrund mit der 

vordergründig empfunden Realität in Zusammenhang zu setzen. Oftmals wird dies als eine 

erste Befreiung aus der lang erlebten Ohnmacht erlebt. Sofern der Grad der Traumatisierung 

eine intellektuelle und emotionale Nachvollziehbarkeit ermöglicht.  

 

10.2 Beispiele aus der Praxis 

Im letzten Quartal des Jahres 2016 saßen mir 18 Jugendliche gegenüber. Auf 16 Jugendliche 

trafen alle fünf oben erwähnten Eigenschaften zu. Gleichzeitig hätten die Jugendlichen 

unterschiedlicher nicht sein können. Teilnehmer*innen in der von mir durchgeführten 

Maßnahme waren neben autochthonen Österreichern, Menschen mit 

Migrationshintergrund, Mädchen und Jungen, Menschen mit und ohne Behinderung, 

                                            
31  Univ.-Prof. Prim. Dr. med. Reinhard Haller; Radiokolleg – „Die Macht der Kränkung“; Ö1; Online unter: 

http://oe1.orf.at/programm/20170227/462541 [Stand: 27.02.2017] 
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Waisen, Weiße Menschen, People of Color sowie Bewohner*innen von 

Jugendeinrichtungen. 

Ein kleiner Einblick in den praktischen Alltag: 

Ø Mir gegenüber sitzt der 18-jährige Kopf einer in vielerlei Hinsicht kriminellen Gemeinschaft 

und ist den Tränen nahe als ich ihm glaube, dass die Direktorin seiner Volksschule ihn 

misshandelt hat. Nach und nach wird klar, dass der intelligente junge Mann, nicht in den 

Regelunterricht aufsteigen wollte, weil er von seinen Mitschüler*innen gebraucht wurde. 

Auf Grund der Überforderung des Lehrkörpers an seiner Schule wurde er des Öfteren als 

exekutives Organ eingesetzt. Auch hielt er den Kopf für andere hin, denn nach eigener 

Aussage glaubten stets alle daran, dass er der Schuldige sei. Dass er nun keine Änderung 

seines Lebenswandels anstrebte, ist nicht verwunderlich.  

„Im Leben geht es nur darum, gebraucht zu werden. Ich kann nicht aussteigen, da 

ansonsten mein Ruf nichts mehr zählt. Ich bin immer da.“ 

Dass er ein Handy und eine Uhr stahl, weil ein Freund finanzielle Schwierigkeiten hatte, 

verschwieg er dem Richter. 

Ø Einem anderen Jungen wiederum ist ein ordentlicher Schulabschluss auf Grund seiner 

Mobbingerfahrung nicht möglich. Diese stellten nur die Spitze des Eisbergs dar, denn 

tatsächlich hatte der junge Mann in einem sehr frühen Alter seinen Vater verloren. Hinzu 

kommt, dass die Mutter unter Depressionen und Panikattacken leidet, die ältere Schwester 

eine schwer behinderte Tochter hat und der vierköpfigen Familie das Nötigste oftmals 

fehlt. Was auf Grund von sozialer Sitte, Normen und nicht zuletzt Scham, nicht nach außen 

getragen werden durfte und dementsprechend nicht gesehen wurde, führte langfristig zu 

eben jenen Spannungen unter denen der Jugendliche bis heute leidet. Einige 

Zwangseinweisungen und Panikattacken später ist der junge Mann systemisch 

abgestempelt und der Versuch ihm zu verdeutlichen, dass er einem komplexen System 

zum Opfer gefallen ist, erscheint mit herkömmlichen Mitteln kaum noch möglich.  

Ø Da ist das Mädchen, dem, weil sie für schwächere Mitschüler*innen eintrat, das Jochbein 

und einige Rippen gebrochen wurden. Mittlerweile ist sie ohne Pflichtschulabschluss und 

der Schrecken des Blocks. 
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Ø Der intelligente Maßnahmenverweigerer, der auf nichts Lust hat und absichtlich die letzten 

sechs Jahre Schulzeit in einer Integrationsklasse verbracht hat. Nachdem rauskam, dass die 

Lehrerin ihn in der zweiten Klasse Volksschule über den Tisch gezerrt hatte und in den 

Mistkübel steckte, verstand auch ich die Aussage der letzten Einheit: „Ich hatte einfach ab 

der zweiten Klasse keine Lust mehr auf Schule.“ 

Ø Vielleicht noch eine weniger schreckliche Geschichte (von denen es leider zu Hauf gibt): 

Da wäre Mohammed, ein 15-jähriger, lebensbejahender Junge mit schneller 

Auffassungsgabe. Warum er bei mir landete? Mohammed wurde mit SPF – 

Sonderpädagogischem Förderbedarf beschult, da die Lehrerin bei ihm in der Volksschule 

eine Rechenschwäche feststellte. 

Anstatt dass sie den Eltern riet, mehr mit ihm zu lernen bzw. Nachhilfe anzudenken, wurde 

er auf ihre Empfehlung hin in eine Integrationsklasse abgeschoben. Das Resultat: Weniger 

Deutsch-, weniger Englisch- sowie weniger Mathematikunterricht. Die Folge hiervon 

zusammengefasst: Mohammed gilt nun als behindert (30%). Behindert ist, wer behindert 

wird. 

Nachdem ich mich eine Zeit lang mit Mohammed hinsetzte und ihn ein paar Übungen 

machen ließ – einfache Übungen, die scheinbar noch nie jemand mit ihm gemacht hatte – 

passierte folgendes: Plötzlich verbesserte sich Mohammed innerhalb kürzester Zeit in Wort 

und Schrift, verwendete die passenden Fälle und auch die in unserer Gesellschaft 

geschätzte Anrede konnte er für sich entdecken. 

Wie zuvor bereits erwähnt: Alle gemein haben sie, dass ihnen eine Konstante fehlt. Und eben 

diese Konstante versuche ich ihnen mit unzureichenden Mitteln zumindest auf Zeit zu sein. 

Bei entsprechender Sensibilisierung der Gesellschaft könnte dies mitunter sogar reichen. 

Leider handelt es sich nicht um Einzelfälle. 
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 Anhang 
 

12.1 Rechtsgrundlagen in Österreich 
 

12.1.1 Die UN-Kinderrechtekonvention 
Am 20. November 1989 verabschiedete die Generalversammlung der Vereinten Nationen 

die UN-Konvention über die Rechte des Kindes. Alle Kinder auf der Welt erhielten damit 

verbriefte Rechte - auf Überleben, Entwicklung, Schutz und Beteiligung. 

Österreich war eines jener Länder, die die Kinderrechtekonvention am ersten Tag (26. Jänner 

1990) unterzeichnet hatten. Nach der Genehmigung durch den Nationalrat am 26. Juni 1992 

wurde die Konvention am 6. August 1992 ratifiziert. 30 Tage nach der Ratifizierung ist die 

Kinderrechtekonvention am 5. September 1992 in Österreich in Kraft getreten, jedoch mit 

einem Erfüllungsvorbehalt. Am 7. Juli 2015 wurde im Nationalrat die Zurückziehung der 

Vorbehalte zu Art. 13, 15 und 17 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes 

beschlossen. Mit der Zurücknahme der österreichischen Vorbehalte hat die 

Kinderrechtekonvention endgültig ihre uneingeschränkte Geltung in Österreich erlangt. 

Die UN-Kinderrechte sind als Teil der UN-Menschenrechtskonvention ‚common sense‘ in 

Österreich und die Basis bzw. Grundlage für gesellschaftliches und politisches Handeln. 

Hier die wichtigsten Artikel die Schüler*innen betreffen: 32 

12.1.1.1 Artikel 1 

Im Sinne dieses Übereinkommens ist ein Kind jeder Mensch, der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 

vollendet hat, soweit die Volljährigkeit nach dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht früher eintritt. 

1. Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte und 

gewährleisten sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung 

unabhängig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der 

politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, 

des Vermögens, einer Behinderung, der Geburt oder des sonstigen Status des Kindes, seiner 

Eltern oder seines Vormunds. 

                                            
32  http://www.unicef.at/fileadmin/media/Kinderrechte/crcger.pdf [Stand 26.05.2017] 
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2. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass das Kind 

vor allen Formen der Diskriminierung oder Bestrafung wegen des Status, der Tätigkeiten, der 

Meinungsäußerung oder der Weltanschauung seiner Eltern, seines Vormunds oder seiner 

Familienangehörigen geschützt wird. 

12.1.1.2 Artikel 8 

1. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des Kindes zu achten, seine Identität, 

einschließlich seiner Staatsangehörigkeit, seines Namens und seiner gesetzlich anerkannten 

Familienbeziehungen, ohne rechtswidrige Eingriffe zu behalten. 

2. Werden einem Kind widerrechtlich einige oder alle Bestandteile seiner Identität genommen, 

so gewähren die Vertragsstaaten ihm angemessenen Beistand und Schutz mit dem Ziel, seine 

Identität so schnell wie möglich wiederherzustellen 

12.1.1.3 Artikel 12 

1. Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, das 

Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenheiten frei zu äußern, und 

berücksichtigen die Meinung des Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter und 

seiner Reife. 

2. Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen das Kind 

berührenden- Gerichts-oder Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen 

Vertreter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen 

Verfahrensvorschriften gehört zu werden 

12.1.1.4 Artikel 13 

1. Das Kind hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, 

ungeachtet der Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift 

oder Druck, durch Kunstwerke oder andere vom Kind gewählte Mitte sich zu beschaffen, zu 

empfangen und weiterzugeben. 
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2. Die Ausübung dieses Rechts kann bestimmten, gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen 

unterworfen werden, die erforderlich sind 

  a) für die Achtung der Rechte oder des Rufes anderer oder 

b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der 

Volksgesundheit oder der öffentlichen Sicherheit  

12.1.1.5 Artikel 14 

1. Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes auf Gedanken-, Gewissens-und 

Religionsfreiheit. 

2. Die Vertragsstaaten achten die Rechte und Pflichten der Eltern und gegebenenfalls des 

Vormunds, das Kind bei der Ausübung dieses Rechts in einer seiner Entwicklung 

entsprechenden Weise zu leiten. 

3. Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur den gesetzlich 

vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der öffentlichen 

Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Sittlichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten 

anderer erforderlich sind 

12.1.1.6 Artikel 28 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Bildung an; um die Verwirklichung 

dieses Rechts auf der Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu erreichen, werden 

sie insbesondere  

a)   den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und unentgeltlich machen; 

b)   die Entwicklung verschiedener Formen der weiterführende Schulen allgemeinbilden der und 

berufsbildender Art fördern, sie allen Kindern verfügbar und zugänglich machen und 

geeignete  Maßnahmen wie die Einführung der Unentgeltlichkeit und die Bereitstellung 

finanzieller Unterstützung bei Bedürftigkeit treffen; 

c)   allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zu den Hochschulen mit allen geeigneten 

Mitteln ermöglichen; 

d)   Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern  verfügbar und zugänglich machen 

e)   Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schulbesuch fördern und den Anteil derjenigen, 

welche die Schule vorzeitig verlassen, verringern. 
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2. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die 

Disziplin in der Schule in einer Weise gewahrt wird, die der Menschenwürde des Kindes 

entspricht und im Einklang mit diesem Übereinkommen steht. 

3. Die Vertragsstaaten fördern die internationale Zusammenarbeit im Bildungswesen, 

insbesondere um zur Beseitigung von Unwissenheit und Analphabetentum in der Welt 

beizutragen und den Zugang zu wissenschaftlichen und technischen Kenntnissen und 

modernen Unterrichtsmethoden zu erleichtern. Dabei sind die Bedürfnisse der 

Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen. 

12.1.1.7 Artikel 29 

1. Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, daß die Bildung des Kindes darauf gerichtet 

sein muß, 

a) die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und körperlichen Fähigkeiten des Kindesvoll 

zur Entfaltung zu bringen; 

b) dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten und den in der Charta der 

Vereinten Nationen verankerten Grundsätzen zu vermitteln; 

c) dem Kind Achtung vor  seinen Eltern, seiner kulturellen Identität, seiner Sprache und seinen 

kulturellen Werten, den nationalen Werten des Landes, in dem es lebt, und gegebenenfalls  des 

Landes, aus dem es stammt, sowie voranderen Kulturen als der eigenen zu vermitteln; 

d) das Kind auf ein  verantwortungsbewusstes  Leben  in  einer  freien Gesellschaft im Geist der 

Verständigung,  des  Friedens, der Toleranz, der Gleichberechtigung der Geschlechter und der 

Freundschaft zwischen allen Völkern und ethnischen, nationalen und religiösen Gruppen sowie 

zu Ureinwohnern vorzubereiten; 

e) dem Kind Achtung vor der natürlichen Umwelt zu vermitteln. 

2. Dieser Artikel und Artikel 28 dürfen nicht so ausgelegt werden, daß sie die Freiheit 

natürlicher oder juristischer Personen beeinträchtigen, Bildungseinrichtungen zu gründen 

und zu führen, sofern die in Absatz 1 festgelegten Grundsätze beachtet werden und die in 

solchen Einrichtungen vermittelte Bildung den von dem Staat gegebenenfalls festgelegten 

Mindestnormen entspricht 
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12.1.1.8 Artikel 30 

In Staaten, in denen es ethnische, religiöse oder sprachliche Minderheiten oder Ureinwohner gibt, 

darf einem Kind, das einer solchen Minderheit angehört oder Ureinwohner ist, nicht das Recht 

vorenthalten werden, in Gemeinschaft mit anderen Angehörigen seiner Gruppe seine eigene Kultur 

zu pflegen, sich zu seiner eigenen Religion zu bekennen und sie auszuüben oder seine eigene Sprache 

zu verwenden. 

Seit 16. Februar 2011 sind einige Kinderrechte der UN-Konvention in der österreichischen 

Bundesverfassung verankert. Trotz berechtigter Kritik an dem Gesetz bedeutet die Verankerung 

eine massive Aufwertung der Kinderrechte in Österreich. Vor allem durch die Verankerung zweier 

Grundprinzipen der UN-Kinderrechtskonvention: 

a) Vorrang des Kindeswohl (Artikel 1 BVG Kinderrechte) und 

b) Beteiligung und Berücksichtigung der Meinung von Kindern und Jugendlichen (Artikel 4 

BVG Kinderrechte) 

 

 

12.1.2 Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern 
Der Nationalrat hat beschlossen: 

12.1.2.1 Artikel 1 

Jedes Kind hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für sein Wohlergehen notwendig sind, 

auf bestmögliche Entwicklung und Entfaltung sowie auf die Wahrung seiner Interessen auch unter 

dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit. Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen 

öffentlicher und privater Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung sein. 

12.1.2.2 Artikel 2 

(1) Jedes Kind hat Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte zu 

beiden Elternteilen, es sei denn, dies steht seinem Wohl entgegen. 

(2) Jedes Kind, das dauernd oder vorübergehend aus seinem familiären Umfeld, welches die 

natürliche Umgebung für das Wachsen und Gedeihen aller ihrer Mitglieder, insbesondere 

der Kinder ist, herausgelöst ist, hat Anspruch auf besonderen Schutz und Beistand des 

Staates. 
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12.1.2.3 Artikel 3 

Kinderarbeit ist verboten. Abgesehen von gesetzlich vorgesehenen begrenzten Ausnahmen darf das 

Mindestalter für den Eintritt in das Arbeitsleben das Alter, in dem die Schulpflicht endet, nicht 

unterschreiten. 

12.1.2.4 Artikel 4 

Jedes Kind hat das Recht auf angemessene Beteiligung und Berücksichtigung seiner Meinung in allen 

das Kind betreffenden Angelegenheiten, in einer seinem Alter und seiner Entwicklung 

entsprechenden Weise. 

12.1.2.5 Artikel 5 

(1) Jedes Kind hat das Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, die Zufügung 

seelischen Leides, sexueller Missbrauch und andere Misshandlungen sind verboten. Jedes 

Kind hat das Recht auf Schutz vor wirtschaftlicher und sexueller Ausbeutung. 

(2) Jedes Kind als Opfer von Gewalt oder Ausbeutung hat ein Recht auf angemessene 

Entschädigung und Rehabilitation. Das Nähere bestimmen die Gesetze. 

12.1.2.6 Artikel 6 

Jedes Kind mit Behinderung hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die seinen besonderen 

Bedürfnissen Rechnung tragen. Im Sinne des Artikel 7 Abs. 1 B-VG ist die Gleichbehandlung von 

behinderten und nicht behinderten Kindern in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleisten. 

12.1.2.7 Artikel 7 

Eine Beschränkung der in den Artikeln 1, 2, 4 und 6 dieses Bundesverfassungsgesetzes 

gewährleisteten Rechte und Ansprüche ist nur zulässig, insoweit sie gesetzlich vorgesehen ist und 

eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die 

öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung 

und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit oder zum Schutz der 

Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 

12.1.2.8 Artikel 8 

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
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12.1.3 Das Gleichbehandlungsgesetz 
Im III. Teil des Gleichbehandlungsgesetzes "Gleichbehandlung ohne Unterschied des Geschlechts oder 

der ethnischen Zugehörigkeit in sonstigen Bereichen" wird auch die Schule subsummiert. 

Laut Auskunft der Gleichbehandlungsanwaltschaft gibt es einen vollständigen 

Diskriminierungsschutz (Schutz vor Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Herkunft, der 

Religionszugehörigkeit, der Behinderung, der Weltanschauung und der sexuellen Orientierung) nur 

in den berufsbildenden Schulen. 

In den allgemeinbildenden Schulen gibt es zumindest in diesem Gesetz lediglich den Schutz vor 

Diskriminierung aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit. Jedoch kommt es auch sehr häufig zu 

Überschneidungen der Diskriminierungsgründe.  

 

12.1.4 Artikel 2 des 1. Zusatzprotokolls der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK), in Österreich in Verfassungsrang 
Artikel 2 - Recht auf Bildung 

Das Recht auf Bildung darf niemandem verwehrt werden. Der Staat hat bei Ausübung der von ihm 

auf dem Gebiete der Erziehung und des Unterrichts übernommenen Aufgaben das Recht der Eltern 

zu achten, die Erziehung und den Unterricht entsprechend ihren eigenen religiösen und 

weltanschaulichen Überzeugungen sicherzustellen. (1. ZP EMRK)33 

"Artikel 2 1. ZP EMRK Satz 1 deklariert in einer bewusst gewählten "negativen Formulierung", dass 

das Recht auf Bildung niemandem verwehrt werden darf. Dieses allgemeine Recht auf Bildung 

umfasst insbesondere das Recht auf Zugang zu allen bestehenden öffentlichen 

Bildungsinstitutionen. Damit ist keine Verpflichtung des Staates verbunden, auf seine Kosten ein 

bestimmtes Schulsystem einzurichten oder zu subventionieren, grundrechtlich verbürgt ist jedoch 

ein diskriminierungsfreier Zugang zu den bestehenden Bildungseinrichtungen. 

Ergänzt wird diese Verbürgung eines allgemeinen Rechts auf Bildung durch Art. 18 StGG, wodurch 

die Freiheit gewährleistet wird, ohne Behinderung oder Beschränkung durch gesetzliche 

Vorschriften einen Beruf zu wählen und die dazu notwendige Ausbildung durchzumachen.34 

                                            
33  http://www.emrk.at/rechte/ZP/art2-1.htm [Stand 05.06.2017]  
34  KALB/POTZ/SCHINKELE, "Religionsrecht", Wien 2003, S.342f 
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12.1.5 Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte - letzte 
Instanz - vom 1.3.1979 
"Article 10, paragraph 1 of the Convention: Forbidding a teacher to display his moral and religious 

beliefs at school constitutes an interference with the exercise of his freedom of expression. 

Article 10, paragraph 2 of the Convention: in a non-denominational school given the right of the 

parents to respect for their convictions, such an interference is nevertheless justified for the protection 

of the rights of others, when the expression of beliefs of the teacher has an offensive character for 

certain people or is likely to disturb the children." 

Fazit: Es ist durchaus zulässig, dass Lehrer*innen sanktioniert bzw. entlassen werden, wenn 

sie sich unsachlich und abfällig über die Religion ihrer Schüler*innen äußern. 
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 Glossar 
 
     Alter 
Der Begriff "Alter" wird im neutralen Sinn und somit in beide Richtungen verstanden, 
unabhängig von einem Mindest- oder Höchstalter. 35 
 

     Behinderung 
Unter Behinderung ist jede Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen, 
geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der 
Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich 
sechs Monaten. 36 
 

     Belästigung 
Solche Fälle sind vom Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) erfasst. Das GlBG definiert: Eine 
Belästigung liegt vor, wenn Verhaltensweisen gesetzt werden, die die Würde der 
betroffenen Person verletzt oder dies bezweckt, die für die betroffene Person unerwünscht, 
unangebracht und anstößig ist und dadurch für diese Person ein einschüchterndes, 
feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes oder demütigendes Umfeld schafft oder dies 
bezweckt. Tatbestände sind: Alter, Religion, Weltanschauung, ethnische Herkunft, sexuelle 
Orientierung, Geschlecht.  
Gemäß Gleichbehandlungsgesetz liegt eine unmittelbare Diskriminierung vor, wenn eine 
Person aufgrund ihres Geschlechts, der ethnischen Zugehörigkeit zu einer Gruppe, ihrer 
Religion oder Weltanschauung, ihres Alters oder ihrer sexuellen Orientierung in einer 
vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt als eine andere Person. 
Im Unterschied dazu liegt eine mittelbare Diskriminierung dann vor, wenn Vorschriften, die 
auf den ersten Blick neutral scheinen, bestimmte Gruppen von Arbeitnehmer*innen 
gegenüber anderen Personen benachteiligen. Belästigungen auf Grund einer Behinderung 
sind im Rahmen des Behinderteneinstellungsgesetzes geschützt.  
Beispiele für Belästigung, die nicht vom GlBG erfasst werden, sind z.B.: • Beleidigende 
Kommentare, wie „geh doch duschen, du stinkst“ • Beschuldigungen • Lächerlich machen in 
der Öffentlichkeit Was von einer Person als harmloser Witz gemeint ist, kann von der 
anderen Person als erniedrigend und verletzend empfunden werden. Um die Grenzen 
anderer Personen zu erkennen und zu achten, sind gegenseitige Aufmerksamkeit und 
Respekt37 

                                            
35  https://www.wien.gv.at/verwaltung/antidiskriminierung/definition/merkmale.html [Stand 05.06.2017] 
36  https://www.wien.gv.at/verwaltung/antidiskriminierung/definition/merkmale.html [Stand 05.06.2017] 
37  http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003395 

[Stand 05.06.2017] 
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     Beleidigung § 115 Abs 1 StGB 

Es ist verboten eine andere Person öffentlich oder vor mehreren Leuten (mindestens drei von 
der/dem Täter*in und vom Opfer verschiedenen Personen) 

• zu beschimpfen 
• zu verspotten 
• am Körper zu misshandeln oder 
• ihr/ihm mit einer körperlichen Misshandlung zu drohen. 
• Für das Delikt der Beleidigung ist eine Freiheitsstrafe von bis zu drei Monaten oder eine 

Geldstrafe von bis zu 180 Tagessätzen vorgesehen. 

Unter den Begriff Ehrenbeleidigung fallen unter anderem Schimpfwörter und Spott in der 
Öffentlichkeit (z.B. dämlich, bescheuert, Schwein). Öffentlichkeit liegt dann vor, wenn die 
Handlung unmittelbar von einem größeren Personenkreis wahrgenommen werden kann. In 
Foren, Chats und auf Homepages kann eigentlich immer von einer Öffentlichkeit 
ausgegangen werden. 38 

Grundsätzlich gilt eine „einfache“ Beleidigung im Sinne des § 115 StGB als sogenanntes 
Privatanklagedelikt. Das bedeutet, dass der/die Täter*in nur auf Verlangen des Opfers 
verfolgt wird. Der Nachteil einer solchen Privatanklage ist, dass der/die Privatankläger*in für 
den Fall, dass der/die Täter*in freigesprochen wird, die Kosten des Strafverfahrens 
übernehmen muss.39  
 

     Disablism 
Behindertenfeindlichkeit bezeichnet die Ablehnung, Diskriminierung und Marginalisierung 
von Menschen mit Behinderungen. 

Eine Diskriminierung nach dem Behindertengleichstellungsrecht liegt vor, wenn Menschen 
aufgrund ihrer Behinderung gegenüber anderen Menschen benachteiligt werden, zum 
Beispiel durch eine weniger günstige Behandlung, aber auch durch Barrieren. 
 

     Diskriminierung 
...ist jede Form der ungerechtfertigten Benachteiligung oder Ungleichbehandlung von 
einzelnen Personen oder Gruppen aufgrund verschiedener wahrnehmbarer (zum Beispiel 
Alter, ethnische Zugehörigkeit oder Behinderung) beziehungsweise nicht unmittelbar 
wahrnehmbarer (zum Beispiel Weltanschauung, Religion oder sexuelle Orientierung) 
Merkmale.40 

                                            
38  http://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/172/Seite.1720216.html [Stand 05.06.2017] 
39  http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002296 

[Stand 05.06.2017] 
40   http://www.wien.gv.at/verwaltung/antidiskriminierung/definition/[Stand 05.06.2017] 
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     Ethnische Zugehörigkeit 
Den Materialien zum Bundesgesetz über die Gleichbehandlung (Gleichbehandlungsgesetz) 
ist zu entnehmen, dass es sich bei Ethnien um imaginäre Gemeinschaften handelt, die durch 
Bekenntnis oder Fremdzuschreibung entstehen können und sich nicht allein auf biologische 
oder sonstige tatsächliche Unterscheidungen stützen können. Es handelt sich um 
Gemeinsamkeiten von Menschen, die sich aufgrund ihrer Hautfarbe, Religion, Sprache, 
Kultur oder Sitten ergeben. (RV 307 BlgNR 22. GP, 14) 

Der ethnischen Diskriminierung liegt der Umstand zugrunde, dass Personen oder 
Personengruppen, die in diesem Sinne Gemeinsamkeiten aufweisen, von der jeweiligen 
Mehrheitsbevölkerung als fremd wahrgenommen werden, weil sie aufgrund bestimmter 
Unterschiede zu dieser ihr nicht zugehörig angesehen und daher benachteiligt werden. 
Dem Wiener Antidiskriminierungsgesetz liegt der Gedanke zu Grunde, dass ethnische 
Zugehörigkeit keinen Grund für eine unsachliche Andersbehandlung darstellen soll. 

 
     Geschlechtsidentität 
Unter Geschlechtsidentität versteht man das Geschlecht, dem sich ein Individuum 
zugehörig fühlt. Bei den meisten Menschen stimmt das auch mit den körperlichen 
Geschlechtsmerkmalen überein. 
Ist das nicht der Fall, spricht man von "Transgender". Dieser Begriff bezeichnet Menschen, 
deren empfundenes Geschlecht nicht dem körperlichen Geschlecht entspricht. 
Transgenderpersonen streben in der Regel eine Angleichung ihres körperlichen 
Erscheinungsbildes an ihr empfundenes Geschlecht an: durch Kleidung, Verhalten, 
Schminke, die Wahl eines neuen Vornamens oder eine geschlechtsanpassende Operation. 
Gebräuchlich ist auch die Bezeichnung "Transsexualität". "Transgender" wird heute oft als 
Überbegriff für alle Menschen verwendet, die sich als nicht eindeutig ihrer körperlich 
bedingten Geschlechtsrolle empfinden. 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) sieht Diskriminierungen aufgrund vollzogener 
Geschlechtsumwandlungen als Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes an.41 

 

     hatespeech 
Hate Speech, auf Deutsch in etwa „Hassreden“, bezeichnet alle Ausdrucksformen, die 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus, oder andere Formen von auf Intoleranz 
gegründeten Hass, inklusive der Intoleranz, die sich durch aggressiven Ethnozentrismus, 
Diskriminierung und Feindlichkeiten gegenüber Minderheiten, Migranten und Personen 
mit Migrationshintergrund äußern, verbreiten, erwecken, fördern oder rechtfertigen – so 
eine verbreitete Definition. Allerdings kann sich der Inhalt genauso auf das Geschlecht, die 

                                            
41  https://www.wien.gv.at/verwaltung/antidiskriminierung/definition/merkmale.html [Stand 05.06.2017] 
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Sexualität, eine Behinderung oder das Alter beziehen, hatespeech können jede Form der 
Intoleranz beinhalten. 
Eine weitere Erscheinungsform stellen Leugnungen dar, die oft im Zusammenhang mit dem 
Holocaust auftreten. Diese Verleugnungen enthalten einerseits den Vorwurf an die Opfer zu 
lügen sowie andere zu verunglimpfen und andererseits zugleich eine Rechtfertigung oder 
Verherrlichung der tatsächlichen Geschehnisse.42  

 

     Islamophobie 

„Islamophobie ist antimuslimischer Rassismus. Wie auch die Antisemitismusforschung 
zeigt, verweisen semantische und etymologische Komponenten von Begriffen 
notwendigerweise nicht auf die vollständige Bedeutung dieser sowie auf ihre Verwendung. 
So ist es auch im Falle von Islamophobieforschung. Heute wird der Begriff der Islamophobie 
selbstverständlich in der akademischen Landschaft ebenso wie in der öffentlichen Sphäre 
verwendet. Kritik an MuslimInnen sowie an der islamischen Religion ist nicht gleichzusetzen 
mit Islamophobie.  

Islamophobie bedeutet, dass eine dominante Gruppe von Menschen Macht erstrebt, 
stabilisiert und ausweitet, indem sie einen Sündenbock imaginiert, der real existiert oder 
auch nicht, und diesen Sündenbock von den Ressourcen, Rechten und der Definition eines 
kollektiven ‚Wir‘ ausschließt. Islamophobie arbeitet mit der Figur einer statischen 
islamischen Identität, die negativ konnotiert ist und auf die Masse der imaginierten 
MuslimInnen generalisiert ausgeweitet wird. Gleichzeitig sind islamophobe Bilder fließend 
und verändern sich in unterschiedlichen Kontexten, denn Islamophobie sagt uns mehr über 
die Islamophoben aus, als sie uns etwas über ‚den Islam‘ oder ‚die MuslimInnen‘ sagen 
würde.“43 

 

     Mobbing  

Der Begriff des "Mobbings" bezeichnet eine Art Psychoterror, also einen Prozess der 
systematischen Ausgrenzung und schwerwiegende Erniedrigung eines anderen Menschen, 
die von einer oder mehreren Personen fortwährend betrieben werden, was meist auch unter 
der Rubrik "Machtmissbrauch" einzuordnen ist.44 

 
 

                                            
42  http://no-hate-speech.de/de/wissen/ [Stand 05.06.2017] 
43  Farid Hafez(2017):  Österreichischer  Islamophobie-Bericht 2016 . Online  unter: 

http://www.academia.edu/32430475/%C3%96STERREICHISCHER_ISLAMOPHOBIE-BERICHT_2016 [Stand 
05.06.2017] 

44  http://mobbingberatung.at/Mobbingdefinitionen/index.html [Stand 05.06.2017] 
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     Religion 
In den Materialien zum Gleichbehandlungsgesetz ist festgehalten, dass der Gesetzgeber 
Religion nicht auf Kirchen und anerkannte Religionsgemeinschaften beschränkt. Es ist 
jedoch davon auszugehen, dass für eine Religion zumindest ein Bekenntnis, Vorgaben für 
die Lebensweise und ein Kult vorhanden sein müssen. Religion umfasst jedes religiöse, 
konfessionelle Bekenntnis, die Zugehörigkeit zu einer Kirche oder einer 
Glaubensgemeinschaft. 

Religion greift Fragen der menschlichen Gesellschaft und des Individuums auf und sucht sie 
zu beantworten. Die Religion zeigt auch ein Heilsziel und einen Heilsweg auf. 
(RV 307 BlgNR 22. GP, 15) 

 
     Sexuelle Orientierung 
Sexuelle Orientierung bezeichnet die Präferenz bei der sexuellen Partnerinnen- oder 
Partnerwahl und zwar heterosexuell, homosexuell und bisexuell. Das 
Diskriminierungsverbot schützt also auch Heterosexuelle etwa in einer homosexuell 
geprägten Arbeitswelt. Auch kommt es nicht darauf an, ob jemand seine sexuelle Neigung 
auch nach außen trägt oder nicht. Sowohl Neigung als auch Verhalten sollen vom Schutz 
erfasst sein. 

 

     Verhetzung § 283 StGB 
Eine Verhetzung begeht, wer 

• vor vielen Menschen (ab circa 30 Personen), zur Gewalt oder zu Hass gegen Personen 
aufruft bzw. anstachelt, und zwar wegen deren: 

o Rasse, 
o Hautfarbe, 
o Sprache, 
o Religion oder Weltanschauung, 
o Staatsangehörigkeit, 
o Abstammung oder nationalen oder ethnischen Herkunft, 
o ihres Geschlechts, 
o einer körperlichen oder geistigen Behinderung, 
o ihres Alters oder 
o ihrer sexuellen Ausrichtung. 

Eine Verhetzung begeht auch, wer eine der oben genannten Personengruppen so 
beschimpft, dass diese Gruppe in der öffentlichen Meinung verächtlich gemacht werden 
könnte oder herabgesetzt wird und damit die Menschenwürde dieser Personen verletzen 
will. 
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Für eine Verhetzung kann das Gericht eine Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren verhängen. 
Erfolgt der Aufruf zur Gewalt bzw. die Aufstachelung zu Hass vor einer breiten Öffentlichkeit 
(ab 150 Personen), beträgt die Freiheitsstrafe bis zu drei Jahre. Hat die Verhetzung 
tatsächlich zu Gewalt geführt, beträgt die Freiheitsstrafe mindestens 6 Monate und bis zu 
fünf Jahre. 

 

     Weltanschauung 

Weltanschauung hängt mit dem Begriff "Religion" eng zusammen. Er dient darüber hinaus 
für alle areligiösen, ideologischen Leitauffassungen vom Leben und von der Welt, die Rolle 
jeder oder jedes Einzelnen und die Sicht auf die Gesellschaft. 

Weltanschauungen sind umfassende Konzepte oder Bilder des Universums und der 
Beziehungen zwischen Menschen und dem Universum. Sie umfassen Anschauungen über 
Wissenschaft, Philosophie, Politik, Wirtschaft, Ökologie, Umwelt, Kultur, Ethik, Moral, 
Kindererziehung und ähnliche Themen. 

Beispiele für Weltanschauungen sind Atheismus, Agnostizismus, Deismus, Materialismus, 
Nihilismus oder Pantheismus. 

Es ist nicht klar, ob auch punktuelle politische Meinungen dem Schutz des 
Diskriminierungsverbotes unterliegen. In der Diskussion im Rat der Europäischen Union 
zum Richtlinienvorschlag ist man aber davon ausgegangen, dass auch politische 
Überzeugungen dem Begriff der Weltanschauung zuzuordnen sind. Letztendlich bleibt es 
jedoch dem jeweiligen Landesgesetzgeber überlassen, wie weit der Begriff Weltanschauung 
definiert wird. Im Zweifelsfall ist es Sache der nationalen Gerichte beziehungsweise 
des EuGH über diese Frage zu entscheiden. 

Das Diskriminierungsverbot gilt nicht für Ideologien und Weltanschauungen, die gesetzlich 
verboten sind. Zum Beispiel: Nationalsozialistisches Gedankengut darf in Österreich nicht 
gelebt werden.		
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